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Welche Zukunft haben unsere Kinder?
Peter Hintze

Die Zukunft unserer Kinder - das ist die Zukunft unseres Landes in dieser Welt.
P«e Zukunft unserer Kinder wird bestimmt von den grundsätzlichen, langfristigen,

•ralen Problemen und Themen der politischen Auseinandersetzung, um die wir
in unserem demokratischen Staat ringen.

Die Zukunft unserer Kinder hängt
davon ab, daß wir sie heute auf diese
Zukunft angemessen vorbereiten und
ihnen heute die Befähigung vermit-
teln, diese Zukunft später in die eigene
Hand zu nehmen und zu bestehen. Ich
spreche damit auf die Lebens- und
Lernbedingungen an, die junge Men-
schen in ihrer Familie, in der Schule, in
ihrer Freizeit, in ihrer Ausbildung, an
ihrem Arbeitsplatz oder auch unter
dem Einfluß der Massenmedien vor-
finden. Ich spreche damit die Frage
an, ob diese Lebensbedingungen zu
ihrer Entwicklung und Entfaltung för-
derlich oder schädlich sind.

PSralisierung und Individualisierung

Wie uns allen geläufig ist, leben wir
in einer Zeit des Umbruchs, des be-
schleunigten sozialen Wandels. Dieser
Wandel wirkt sich als fortschreitende
Pluralisierung der Lebensverhältnisse
und Individualisierung von Wertorien-
tierungen und Lebensführungen, ins-
besondere der Jugend, aus. Über die-
sen diagnostischen Ansatz gibt es unter
den Jugend- und Sozialforschern eine
bemerkenswerte Übereinstimmung.
Daß etwa die religiösen, konfessionel-
len Bindungen und Orientierungen an
lebensgestaltender Kraft eingebüßt ha-
ben, ist bekannt und empirisch gut
belegt.

Die Auflösung der traditionellen
Klassen - und Sozialmilieus - der Ar-
beiterschaft, des Bürgertums, der
ländlichen-bäuerlichen Gesellschaft -
ist oft beschrieben worden. Auch viele
spezifische Lebensbedingungen der
heutigen Jugend verstärken diese Ent-

wicklung in Richtung auf Pluralisie-
rung und Individualisierung; insbeson-
dere die Trennung der Lebenssphären
der Generationen und die wachsende
Bedeutung der informellen Gleichalt-
rigengruppen und Gleichaltrigenorien-
tierungen.

In der letzten Zeit rückt nun zuneh-
mend die fundamentale Problematik
dieses Individualisierungstrends in un-
ser Bewußtsein. Er bedeutet einerseits
Freisetzung, Emanzipation, die Ver-
vielfältigung von Optionen und Wahl-
möglichkeiten.

Er bedeutet zugleich aber auch Identi-
tätsverlust, Desorientierung und Ent-
solidarisierung. Er ist deshalb ambiva-
lent. So haben Sozialwissenschaftler
neuerdings auf die „Sprengkraft" hin-
gewiesen, die der Auflösung kollekti-

Parlamentarischer Staatssekretär Peter
Hintze, MdB: Information und Beratung
für junge Menschen ausbauen!

ver sozialer Identitäten innewohnt
bzw. haben die Entwicklung vielleicht
als das entscheidende, ungelöste Pro-
blem der bürgerlichen Gesellschaften
bezeichnet. Mit der Auflösung kollek-
tiver sozialer Identitäten und der Indi-
vidualisierung von Lebensformen und
Wertorientierungen bricht zwangsläu-
fig auch die Kontinuität der Generatio-
nen auseinander. Dies bringt die Erzie-
hung, die Bildung, die Jugendarbeit in
grundlegende Praxis- und Legitima-
tionsnöte.

In dieser Lage stellen sich zentrale Fra-
gen der Pädagogik, der Bildung, der
Erziehung, der Jugendarbeit in neuer
Dringlichkeit:

- Wo findet verantwortliche Vergesell-
schaftung junger Menschen in einer
individualisierten Gesellschaft statt?

- Wo und wie begründet sich soziale
Identität, „Wir-Bewußtsein", Zuge-
hörigkeitsgefühl?

- Wo wird jungen Menschen in einer
individualisierten Gesellschaft glaub-
würdig der Wert praktizierter Soli-
darität vermittelt?

- Wo und wie trainieren junge Men-
schen soziales und solidarisches Ver-
halten in einer individualisierten Ge-
sellschaft?

- Wo lernen sie soziale Kompetenz,
Kommunikations- und Kooperations-
fähigkeit?

Offene Lebenssituationen

Der vor einiger Zeit vom Bundesmi-
nisterium für Frauen und Jugend ver-
öffentlichte 8. Jugendbericht hat die
Problematik folgendermaßen formu-
liert:

- Diese vielfältigen Gestaltungsmög-
lichkeiten für Jugendliche und jün-
gere Heranwachsende bedeuten
aber auch erhebliche Herausforde-
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rungen für Jugendliche und junge
Erwachsene, da klare Orientierun-
gen, Vorgegebenheiten und Leitbil-
der auch Sicherheit vermitteln. Diese
Sicherheit ist den heutigen Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen nicht
mehr in dem Maße gegeben, wie
dies noch bei der älteren Generation
der Fall gewesen ist.

Die Offenheit von Lebenssituatio-
nen kann zu einem ganz erheblichen
Risiko für Jugendliche werden,
wenn sie durch die Komplexität und
die Vielfalt der Situationen überfor-
dert werden, wenn ihnen keine kla-
ren Maßstäbe mehr vermittelt wer-
den, auf deren Basis sie Entschei-
dungen treffen können. Darüber
hinaus kann solche Offenheit der
Gestaltungsmöglichkeiten dazu füh-
ren, daß Beziehungen zu anderen
Personen zunehmend beliebig wer-
den und somit die personale Sicher-
heit, die für die Entwicklung von
Kindern und Jugendlichen eine un-
verzichtbare Voraussetzung ist, ge-
fährdet.

Die zunehmende Offenheit und Un-
sicherheit im Bereich der personalen
Beziehung führt möglicherweise
auch dazu, daß die Erwartungen an
Staat und Gesellschaft, jene Sicher-
heit zu gewährleisten, die traditio-
nellerweise durch Familie, Nachbar-
schaft und Verwandtschaft gewähr-
leistet werden, heute sehr viel höher
werden, als dies in traditionellen
Gesellschaften der Fall gewesen ist.

Und wenn solche Zusammenhänge
festzustellen sind - welche Antworten

und Konsequenzen ergeben sich dar-
aus für Pädagogik, Erziehung, Bil-
dung, Jugendarbeit?

Ansätze zur Kompensation und Kor-
rektur lassen sich stichwortartig in fünf
Leitsätzen markieren:

1. Die Zunahme von Optionen und
Wahlmöglichkeiten, begleitet von
erheblichen Orientierungsproble-
men, macht ein qualitativ neues
Angebot der Information und Bera-
tung für junge Menschen in ihren
verschiedenen Lebensbereichen er-
forderlich.

2. Im Umgang mit jungen Menschen
sollen solidarische Einstellungen,
Sozialtugenden, sozialdienliche
Verhaltensweisen einschließlich
der neuen Formen autonomen
(Selbsthilfe) Engagements vermit-
telt und eingeübt werden. Gleich-
sam natürlich und zwanglos erwach-
sen solche Verhaltensnormen durch
die Mitarbeit in dauerhaften Grup-
pen, deren öffentliche Förderung
daher nötig und wünschenswert ist.

3. Solidarisch handelt man gegenüber
solchen Menschen, denen man sich
zugehörig, verbunden fühlt. Zuge-
hörigkeitsbewußtsein und Selbst-
vertrauen sind die entscheidenden
Bestandteile individueller gemein-
schaftlicher Identität. Im Umgang
mit jungen Menschen sollen diese
darin unterstützt werden, persönli-
che, soziale und politische Identität
iin Gemeinwesen zu erwerben und
aufzubauen. Ich halte dies für die
zentrale Anforderung an die politi-
sche Bildung in der Schule und in

der außerschulischen Jugendbil-
dung.

4. Der Umgang mit jungen Menschen
muß bewußt und gezielt darauf an-
gelegt sein, die verschiedenen Ge-
nerationen zu gemeinsamen Ge-
sprächen, Tun und Erleben zusam-
menzuführen. Die Angebote zur
Bildung, zum Engagement, zur
Freizeitgestaltung sollten so weit
wie möglich intergenerativ, genera-
tionsübergreifend angelegt sein.
Dies ist auch ein Strukturproblem
unserer öffentlichen Jugendförde-
rung in Bund, Ländern und Ge-
meinden.

5. Gegenüber einer überzogenen
Kopflastigkeit soll der Umgang mit
jungen Menschen in der Jugendar-
beit erlebnis- und erfahrungsorien-
tiert sein. Jugendarbeit und Jugend-
bildung soll konkrete Aufgs fe
stellen, Mitverantwortung einüben
und Erfahrungskontrolle des eige-
nen Tuns ermöglichen.

Die Zukunft unserer Kinder wird auch
davon abhängen, daß die CDU ihre
Aufgaben ergreift, mit Tatkraft und
Zuversicht voranbringt und sich auch
durch schwierige Zeiten und Um-
stände nicht entmutigen läßt. Wir müs-
sen uns in die Disziplin nehmen. Unser
politischer Beitrag ist nötig, wenn un-
ser Land nicht vom rechten Weg ab-
kommen soll. Deshalb lassen Sie uns
nicht jammern, sondern voranschrei-
ten!

Den Wandel gestalten
von Angela Merkel

Aufgabe der Jugendpolitik in den kommenden Jahren ist es, an der inneren
Einheit Deutschlands mitzuwirken und junge Menschen auf ein vereinigtes
Europa vorzubereiten. Politik muß einen Rahmen bieten, damit junge Menschen
an unserer gemeinsamen Zukunft arbeiten können.

Die Lage

Für die Kinder und Jugendlichen in
den neuen Bundesländern ist die Ver-
einigung Deutschlands mit neuen Frei-
heiten und Chancen, aber auch mit
großen Belastungen, Risiken und Äng-
sten verbunden. Die vorliegenden Ju-
gendstudien bestätigen diese Ambiva-
lenz, diesen gefühlsmäßigen Zwie-
spalt. Nicht nur die rechtlichen und
institutionellen Rahmenbedingungen
änderten sich seit dem Oktober 1989

grundlegend; die Lebensumständeund
das Lebensgefühl von Kindern und
Jugendlichen selbst unterliegen radi-
kalen Umwälzungen. Fast alle Lebens-
bezüge, in denen junge Menschen in
ihrem Alltag eingebunden sind, sind
davon betroffen. Das hat tiefgreifen-
den Einfluß auf die Identität und das
Selbstverständnis junger Leute.

In dieser Situation ist eine wirksame,
leistungsfähige Kinder- und Jugend-
hilfe besonders erforderlich. Sie muß
vor allem denen zur Seite stehen, die

Orientierungsschwierigkeiten haben,
aus individuellen Gründen labil sind
oder Berufs- und Existenzängste ha-
ben.

Plurale Jugendhilfestrukturen
aufbauen

Beim Aufbau einer leistungsfähigen
Kinder- und Jugendhilfe kommt den
kommunalen Jugendämtern eine
Schlüsselfunktion zu. Aus diesem
Grunde fördert das Bundesministe-
rium für Frauen und Jugend einen
„Informations-, Beratungs-, Fortbil-
dungsdienst Jugendhilfe" (IBFJ), der
kontinuierliche Fachveranstaltungen
zu ausgewählten Themenbereichen
der Jugendhilfe anbietet. Dieses Qua-
lifizierungsangebot wird von den Mit-
arbeitern und Mitarbeiterinnen der
neugebildeten Jugendämter intensiv
genutzt. Es besteht bereits seit Okto-
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ber letzten Jahres und wurde mit Un-
terstützung der kommunalen Spitzen-
verbände gestartet. Träger ist der Ver-
ein für Kommunalwissenschaften e.V.
Berlin. Es wird wesentlich dazu beitra-
gen, daß unser modernes Kinder- und
Jugendhilfegesetz rasch in die Praxis
umgesetzt wird.

Den Rechtsanspruch auf
Kinderbetreuung verwirklichen

Die Bundesregierung setzt sich für
eine Kinder- und Jugendpolitik ein,
die die Entfaltung selbstbewußter und
selbständiger Menschen fördert. Die
Förderung beginnt als familienergän-
zende Unterstützung im Kindergarten.

Bundesministerin Angela Merkel: Kinder-
und Jugendhilfegesetz schnell in die Praxis
umsetzen!

Deshalb werden wir im Kinder- und
Jugendhilfegesetz den Rechtsanspruch
auf einen Kindergartenplatz veran-
kern. Rheinland-Pfalz, Sachsen-An -

'1t, Sachsen und Thüringen haben
uen Rechtsanspruch bereits in ihren
Landesgesetzen; Mecklenburg-Vor-
pommern, Brandenburg und Baden-
Württemberg wollen ihn einführen.
Bayern und Niedersachsen haben dies
ebenfalls angekündigt. Die Chancen
stehen also gut, daß die Bundesregie-
rung ihr in der Koalitionsvereinbarung
gegebenes Versprechen einlösen kann.
Damit setzt die CDU auch einen Be-
schluß (Politik auf der Grundlage des
christlichen Menschenbildes, Ziff. 69)
des 36. Bundesparteitages von 1988
um, der ein unzureichendes Angebot
an Kinderbetreuungsmöglichkeiten
beschrieben und ein an den Bedürfnis-
sen von Familien orientiertes Angebot
gefordert hat.

Um in den neuen Bundesländern
den schwierigen Übergang für Tages-
einrichtungen für Kinder zu bewälti-
gen, hat der Bund die neuen Länder
und Kommunen im ersten Halbjahr

1991 mit l Mrd. DM unterstützt. Es
besteht nun die Aussicht, daß Länder
und Kommunen die benötigten Plätze
in Krippen, Kindergärten und Horten
auf Dauer bereitstellen können.

Berufsperspektiven verbessern

Damit nicht noch mehr junge Bürger
in den Westen abwandern, müssen wir
dafür Sorge tragen, daß junge Men-
schen auch zwischen Wismar und Zit-
tau verläßliche Berufsperspektiven er-
halten. Zuallererst müssen am Ende
dieses Jahres für alle Schulabgänger
Ausbildungsplätze zur Verfügung ste-
hen. Industrie, Handwerk und öffentli-
cher Dienst müssen alle Anstrengun-
gen unternehmen und die vorhande-
nen Fördermittel ausnutzen, um dieses
Ziel zu erreichen.

Neben der Arbeitsverwaltung und
der Berufsbildung fordern Jugendar-
beitslosigkeit und Ausbildungsplatz-
mangel auch die Jugendhilfe heraus.
Deshalb unterstützen wir im Sinne ei-
ner breit angelegten Modellförderung
den Aufbau einer arbeitsweltbezoge-
nen Jugendsozialarbeit in den neuen
Bundesländern. Damit wird auch be-
nachteiligten Jugendlichen die Mög-
lichkeit einer Qualifizierung oder Be-
schäftigung und damit auch die Chance
zur Integration in die Gesellschaft
eröffnet.

Gezielter Einsatz des
Bundesjugendplans

Wenn in der absehbaren Zukunft
ein besonderes Augenmerk auf die
neuen Bundesländer gerichtet wird,
dann bedeutet das nicht, daß Bewähr-
tes und Notwendiges in den alten Bun-
desländern vernachlässigt werden
darf. Allerdings werden wir dort, wo
wir finanzielle Zuwächse haben, dafür
eintreten, diese zusätzlichen Mittel
auch dort einzusetzen, wo sie am drin-
gendsten gebraucht werden.

Beim Bundesjugendplan ist dies be-
reits deutlich geworden: Der diesjäh-
rige Zuwachs der Bundesjugendplan-
mittel in Höhe von 48 Mio DM kommt
nahezu ausschließlich den neuen Bun-
desländern zugute. Entsprechend Art.
32 des Einigungsvertrages wird der
Aufbau und Ausbau freier Träger da-
mit gefördert.

Mit dem Aktionsprogramm „Som-
mer der Begegnung" ermöglichte die
Bundesregierung in den vergangenen
Wochen mit insgesamt 20 Mio DM rd.

85000 Kindern und Jugendlichen aus
den neuen und alten Bundesländern
gemeinsame Begegnungsmaßnahmen,
die zum Teil in den alten, zum Teil in
den neuen Bundesländern stattgefun-
den haben. Dabei wurden Kinder aus
stark umweltbelasteten Gebieten so-
wie Kinder arbeitsloser Eltern beson-
ders berücksichtigt. Zusätzlich wurden
10 Mio DM zur Verfügung gestellt, um
Kindern und Jugendlichen aus den
vom Reaktorunglück in Tschernobyl
betroffenen Regionen eine Feriener-
holung in Deutschland zu ermögli-
chen.

„Wir müssen uns bewußt sein: Unser
Auftrag zugunsten einer familien-
und kinderfreundlichen Gesellschaft
ist noch lange nichl erfüllt. Gerade
Kinder brauchen in besonderem
Maße Schutz, Hilfe und
Zuwendung."

Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl in seiner
Regierungserklärung vom 30. Januar 1991

Gewalt fordert uns heraus

Die Aufmerksamkeit von Bürgern
und Öffentlichkeit richtet sich zuneh-
mend auf eine besorgniserregende Ge-
waltbereitschaft junger Menschen, vor
allem in den neuen Bundesländern.
Sozialwissenschaftliche Erkenntnisse
vermitteln uns, daß Jugendliche am
ehesten bereit sind, sich radikalen
Gruppierungen anzuschließen, wenn
sie aus vertrauten Lebenszusammen-
hängen herausgerissen werden. Die
Angst vor sozialer Deklassierung läßt
sie zu Aggression und Gewalt greifen.
Auch wenn wir uns davor hüten müs-
sen, die Schuld für individuelles Fehl-
verhalten oder für abweichendes Ver-
halten von Minderheiten ausschließ-
lich in der Gesellschaft zu suchen, so
läßt doch ein Satz aufhorchen, der vor
einigen Wochen in der ZEIT zu lesen
war: „Die Randale der Jugend sind der
extremste Ausdruck einer tief verletz-
ten Gesellschaft..." Ein Jugendsozio-
loge stellt hierzu fest: „Es tritt eine
anomische Situation ein, eine Norm-
und Regellosigkeit, die der Gewalt
freien Lauf läßt, wenn Angst und Ver-
unsicherung erfahren werden". Dieser
Verunsicherung gilt es entgegenzuwir-
ken. Der Bund wird im Rahmen der
Jugendhilfe in Regionen mit besonde-
rem Gewaltpotential spezifische Ange-
bote der Jugendarbeit, der Jugendso-
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zialarbeit und der Straßensozialarbeit
bereitstellen. Durch persönliche Un-
terstützung und soziale Hilfen muß
versucht werden, gewaltdämpfend zu
wirken. Für ein entsprechendes „Ak-
tionsprogramm gegen Aggression und
Gewalt" sind 20 Mio DM für 1992 im
Haushaltsentwurf der Bundesregie-
rung vorgesehen.

Die europäische Dimension

Angesichts des nahenden europä-
ischen Binnenmarktes und des sich
beschleunigenden Einigungsprozesses
in Europa kommt der internationalen
Jugendpolitik eine wachsende Bedeu-
tung zu. Durch seine Mittellage hat
Deutschland mehr Nachbarn als jedes
andere europäische Land. Allein
schon diese geographische Lage erfor-
dert eine europäische Ausrichtung der
Jugendpolitik. Damit die vielfältigen
Chancen des zusammenwachsenden
Europa von jedem erkannt werden,
bedarf es umfassender Informationen
und möglichst vielseitiger Kontakte.
Nur wer in seine Zukunftsplanung die
europäische Dimension einbezieht,
kann die sich neu bietenden Möglich-
keiten ausschöpfen.

Besonders wichtig ist der Ausbau
des internationalen Jugendaustau-
sches. Die neuen Bundesländer wer-
den hier rasch einbezogen. Nach jahr-
zehntelanger Isolation haben die jun-
gen Menschen im Osten Deutschlands
ein verständliches, großes Bedürfnis
nach Westkontakten. Bereits in die-

sem Jahr gehen zusätzliche Beträge
von 1,2 Mio DM für Programme des
Deutsch-Französischen Jugendwerkes
(DFJW) in die östlichen Bundeslän-
der. In Berlin wurde ein Beratungs-
büro des Internationalen Jugendaus-
tausch- und Besucherdienstes eröffnet.
Vor Wochen haben wir die Stiftung
Deutsch-Polnisches Jugendwerk ge-
gründet. Bundeskanzler Helmut Kohl
hat bei dieser Gelegenheit noch einmal
ins Bewußtsein gerufen, daß der euro-
päische Einigungsprozeß ohne die
deutsch-französische Aussöhnung nicht
möglich gewesen wäre und dieser Eini-
gungsprozeß seinen Abschluß nicht
ohne die deutsch-polnische Aussöh-
nung finden wird. Ähnlich wie mit
Frankreich wird auch das Jugendwerk
mit Polen zu dieser Verständigung,
Aussöhnung und Zusammenarbeit
beitragen. Darüber hinaus bieten die
Regierungsabkommen mit der CSFR
und Ungarn gute Voraussetzungen für
eine Intensivierung der Austauschpro-
gramme auch mit den ost- und mittel-
europäischen Staaten. Junge Leute aus
den alten Bundesländern sollen zuneh-
mend Osteuropa kennenlernen, junge
Leute aus den neuen Bundesländern
sollen mit den westlichen Staaten ver-
traut werden. Ich hoffe sehr, daß auch
der Austausch mit der Sowjetunion
gemäß den bestehenden Abkommen
durchgeführt werden kann. Gerade
jetzt ist es besonders wichtig, daß junge
Menschen aus Deutschland und der
Sowjetunion miteinander in Kontakt
kommen.

Solidarität ist gefragt

Durch die Fülle der Chancen, die
Jugendliche in einem grenzenlosen Eu-
ropa wahrnehmen können, aber auch
vor dem Hintergrund einer zunehmen-
den Pluralisierung von Lebensstilen
fällt es schwer, der jungen Generation
eindeutige Orientierungshilfen mit auf
den Weg zu geben.

Aber eines scheint gewiß: Wenn die
Gestaltung der inneren Einheit
Deutschlands die Angleichung der Le-
bensverhältnisse Erfolg haben soll,
muß Solidarität wieder größer ge-
schrieben werden. Nicht nur Leistung,
die die Jugendlichen in beträchtlichem
Ausmaß für ihre persönliche Lebens-
gestaltung einbringen, muß sich loh-
nen, sondern auch das soziale, kultu-
relle und politische Engagement. / \m Grund muß Politik zum po^ ?-

sehen und sozialen Engagement ermu-
tigen und befähigen.

Dazu gehört auch, daß Jugendliche
stärker als bisher am politischen Ent-
scheidungsprozeß beteiligt werden.
Deshalb messe ich nicht zuletzt dem
Aufbau einer guten politischen Bil-
dungsarbeit große Bedeutung zu.

Die junge Generation in unserem
Land, im Westen und erst recht im
Osten, hatte noch nie so viele Chancen
wie heute. Ihnen dabei zu helfen, diese
Chancen zu nutzen, ist eine lohnende
Aufgabe für die Zukunft Deutsch-
lands. Hl

Familienergänzende Kinderbetreuungsangebote
in Nordrhein-Westfalen
Antonius Rüsenberg

Die SPD-Landesregierung in Nordrhein-Westfalen hat dem Landtag den Entwurf
eines Gesetzes über Tageseinrichtungen für Kinder zugeleitet. Dieser Entwurf hat
eine kontroverse Diskussion in NRW ausgelöst. Die Pläne der Landesregierung
haben auch auf der offiziellen Anhörung des Landtagsausschusses für Kinder,
Jugend und Familie von allen Beteiligten eine vernichtende Kritik erfahren.
Landesweit wird die Zurücknahme des Gesetzentwurfes gefordert. Der familien-
politische Sprecher der CDU-Landtagsfraktion, Antonius Rüsenberg, beschreibt
in dem nachfolgenden Artikel Grundsatzpositionen der CDU und geht auf
Schwerpunkte der Kritik an dem Gesetzentwurf ein.

Zur Erfüllung ihrer Aufgaben muß
die Familie gestärkt und gefördert wer-
den. Deshalb sind familienpolitische
Rahmenbedingungen zu schaffen, die
es einem Elternteil ermöglichen, die
dauernde Betreuung und Erziehung
des Kindes, gerade in seinen ersten
Lebensjahren, zu übernehmen. Die

Betreuungseinrichtungen für Kinder
sind ein notwendiges Angebot der Ju-
gendhilfe zur Ergänzung der Erzie-
hung der Kinder in den Familien.

Tiefgreifende gesellschaftliche Ver-
änderungen prägen auch das Leben in
den Familien. Das Erscheinungsbild

der Familie hat sich in den letzten
Jahren gewandelt. Neue Familienkon-
stellationen sind vorhanden. Ein ande-
res Rollenverständnis der Aufgaben
von Mann und Frau hat sich entwik-
kelt. Daraus ergeben sich auch für die
Kinder und deren Lebenswirklichkeit
wichtige Veränderungen.

Im Hinblick auf die bessere Verein-
barkeit von Familie und Erwerbstätig-
keit für Männer und Frauen und unter
Berücksichtigung der besonderen Auf-
gabenstellungen Alleinerziehender ha-
ben die unterschiedlichen Formen der
Kinderbetreuungsangebote als fami-
lienergänzende erzieherische Ange-
bote eine wichtige Aufgabenstellung.
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Durchgreifende Verbesserungen im
Bereich der familienergänzenden,dif-
ferenzierten Betreuungsangebote in
qualitativer und quantitaver Hinsicht
sind in Nordrhein-Westfalen notwen-
dig. Es sind gesetzliche Regelungen zu
schaffen, die den gesellschaftlichen
Veränderungen und den Bedürfnissen
und Ansprüchen aller Betroffenen im
Kinderbetreuungsbereich insbeson-
dere den Bedürfnissen der Kinder und
den Belangen der Eltern gerecht wer-
den.

Es muß erreicht werden, daß sich
die Kinderbetreuungsangebote mehr
als bisher den gewandelten familiären
Lebensverhältnissen anpassen und
durch flexible Regelungen auch den
unterschiedlichen Bedürfnissen ge-
recht werden. Insbesondere die Ar-
beitswelt muß stärker als bisher den
^''angen der Familie, insbesondere
a M der Kinder, gerecht werden, um
somit in Verbindung mit der flexiblen
Gestaltung der Öffnungszeiten und der
Über-Mittag-Betreuung in den Ein-
richtungen eine optimale Wahrneh-
mung der Kinderbetreuungsangebote
zu ermöglichen.

In Nordrhein-Westfalen fehlen ca.
150.000 Kindergartenplätze. Weiter-
hin besteht landesweit ein Bedarf an
Plätzen für Kinder unter drei Jahren
sowie für Kinder über sechs Jahre.
Dies zeigt, daß die SPD-Landesregie-
rung in den letzten Jahren ihrer Ver-
antwortung nicht gerecht geworden ist.

Der dringend erforderliche Ausbau
der familienergänzenden Kinderbe-
treuungsangebote in NRW erfordert
nicht nur die Schaffung der finanziellen

\imenbedingungen, sondern setzt
auch voraus, daß entsprechendes qua-
lifiziertes Personal ausreichend zur
Verfügung steht. Deshalb ist es erfor-
derlich, das Berufsbild der Erzieherin-
nen und Erzieher fortzuentwickeln
Dazu gehört die Überprüfung der Aus-
bildung, die Wahrnehmung von Wei-
ter- und Fortbildungsangeboten und
eine leistungsgerechte Bezahlung. Die
pädagogische Arbeit muß den verän-
derten Verhältnissen angepaßt wer-
den.

Der von der Landesregierung vorge-
legte Gesetzentwurf über Tagesein-
richtungen für Kinder wird den neuen
Herausforderungen nicht gerecht. Die
Verlagerung der Kosten vom Land auf
die Kommunen, Träger und Eltern
gefährdet den weiteren Ausbau der
Kinderbetreuungseinrichtungen. Im
Gesetzentwurf fehlt jede Perspektive
für die Weiterentwicklung der pädago-
gischen Arbeit in den Einrichtungen.

So liebt der Staat die Kinder
Belgien

Luxemburg
Dänemark

Norwegen

Osterreich

So viel Prozent mehr Geld
bringen verheiratete Industriearbeiter

mit 2 Kindern netto nach Hause
als ihre ledigen kinderlosen Kollegen

mit gleich hohem Bruttoverdienst
(einschl. Kindergeld u.a. - Stand 1989)

Griechen
land

Japan=

pro r\\( rpiph
Großbritannien Schweiz Schweden Niederlande @Globus 8739

Die CDU wird die familienergän-
zenden Kinderbetreuungsangebote in
Nordrhein-Westfalen nach den folgen-
den Grundsätzen entwickeln:

• Kindergarten

Für die Kinder im Kindergartenalter
ist ein Rechtsanspruch auf einen Kin-
dergartenplatz gesetzlich zu gewährlei-
sten.

• Horte - Altersgemischte Gruppen -
Tagespflege

Ein bedarfsgerechtes Angebot an
Tageseinrichtungen (Horte, Altersge-
mischte Gruppen) für Kinder unter
drei Jahren sowie für Kinder über
sechs Jahre ist bereitzustellen oder die
Möglichkeit einer Tagespflege anzu-
bieten.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene
vorrangige Einrichtung von Horten an
den Grundschulen als Schulkinder-
haus, die nur die Kinder der jeweiligen
Grundschule im grundschulpflichtigen
Alter aufnehmen, wird abgelehnt. Das
Ergebnis des vom Landtag beschlosse-
nen noch laufende Modellprojekt
„Hort in der Grundschule" muß abge-
wartet und die wissenschaftliche Be-
gleituntersuchung ausgewertet wer-
den, bevor das Modellprojekt „Schul-
kinderhaus" gesetzlich festgeschrieben
wird.

• Elternmitwirkung

Eine ausreichende sinnvolle Mitwir-
kung der Eltern in den Tageseinrich-
tungen ist unerläßlich und muß gesetz-
lich abgesichert werden. Eingriffe in
die Autonomie der Träger werden ab-
gelehnt.

• Öffnungszeiten -
Pädagogische Arbeit

Die Festlegung der Öffnungszeiten
und der Regelöffnungsdauer für die
Einrichtungen sind vorrangig auf das
Kindeswohl und die Belange der El-
tern auszurichten. Die Erweiterung
der Öffnungszeiten und der Regelöff-
nungsdauer darf nicht zu Lasten der
pädagogischen Arbeit vorgenommen
werden. Deshalb ist bei einer entspre-
chenden Erweiterung die Aufstockung
auf zwei Fachkräfte pro Gruppe uner-
läßlich. Zur Verbesserung der pädago-
gischen Arbeit müssen bezüglich der
Aus- und Fortbildung und der Weiter-
bildung ausreichende Perspektiven ge-
regelt werden.

Im Gesetzentwurf der Landesregie-
rung fehlen jegliche Perspektiven zur
Verbesserung der pädagogischen Ar-
beit.

• Investitionskosten

Die bisherige Förderung der Investi-
tionskosten mit 50% -Landesanteil,
25% Kommunen- und 25% Trägeran-
teil ist beizubehalten und auch für die
übrigen Tageseinrichtungen entspre-
chend gesetzlich zu regeln.

Die im Gesetzentwurf vorgesehene
massive Entlastung des Landes bei den
Investitionskostenzuschüssen zu La-
sten der Kommunen und der Träger
wird abgelehnt. Außerdem darf die
Finanzierung des Landesanteiles nicht
über das Gemeindefinanzierungsge-
setz indirekt auch noch auf die Kom-
munen übertragen werden. Die Lan-
desförderung für die Investitions-
kosten muß direkt aus dem Landeshaus-
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halt erfolgen und die Befrachtung des
Gemeindefinanzierungsgesetzes in
Höhe von 116 Mio. DM muß rückgän-
gig gemacht werden.

• Betriebskosten

Um auch die freien Träger an der
Schaffung eines bedarfsgerechten An-
gebotes an Kindergärtenplätzen und
Plätzen in anderen Einrichtungen der
Kinderbetreuung angemessen zu be-
teiligen, ist eine Reduzierung der Be-
triebskosten für die freien Träger not-
wendig.

Die Situation der Armen Träger ist
bei der Betriebskostenförderung zu
berücksichtigen. Die Doppelbelastung
von Elterninitiativen durch Elternbei-
trag und Trägeranteil bedarf der be-
sonderen Förderung des Landes.

Die im Gesetzentwurf der Landesre-
gierung vorgesehene Entlastung des
Landes bei der Betriebskostenförde-
rung durch die Festschreibung des För-
derungssatzes auf 27% wird abgelehnt.
Da den Trägern der Einrichtungen ein
Förderungssatz von ebenfalls 27% ge-
setzlich garantiert wird und die Ziel-
vorgabe des Gesetzentwurfes die El-
ternbeiträge auf 19% festzusetzen
nach Auffassung der Experten nicht
erreicht wird, erhöht sich der im Ge-

setz vorgesehene kommunale Anteil
von 27% um den Betrag, der von den
Eltern nicht aufgebracht wird.

Durch den Wegfall der bisher im
Kindergartengesetz enthaltenen er-
höhten Förderung für Arme Träger,
hierbei insbesondere Elterninitiativen,
werden diese Einrichtungen in ihrer
Existenz gefährdet, weil die Träger an
die Grenze ihrer Belastung gebracht
bzw. überfordert werden.

Die Personalkosten für Hauswirt-
schaftskräfte bei der Über-Mittag-Be-
treuung sind in die Betriebskostenför-
derung mit einzubeziehen.

• Elternbeiträge

Die Elternbeiträge für den Kinder-
garten dürfen nicht erhöht werden und
sind weiterhin auf der Bemessungs-
grundlage von 11% der Betriebskosten
zu erheben. Die Einkommensstaffe-
lung ist beizubehalten.

Das im Gesetzentwurf der Landes-
regierung vorgesehene Ziel, die El-
ternbeiträge auf 19% der Betriebsko-
sten anzuheben und damit praktisch zu
verdoppeln, wird abgelehnt. Die jetzt
vorgesehenen Elternbeiträge werden
nicht ausreichen, um 19% der Betriebs-
kosten abzudecken. Deshalb ist damit
zu rechnen, daß die Elternbeiträge

zukünftig weiter erhöht werden müs-
sen. Die im Gesetz vorgesehene Mög-
lichkeit dies ohne Zustimmung des
Parlamentes durch Rechtsverordnung
vorzunehmen, wird abgelehnt.

Für die übrigen Kindertageseinrich-
tungen ist ein angemessener Beitrag zu
erheben, der auch die Situation von
Alleinerziehenden berücksichtigen
muß.

Die Einziehung der Elternbeiträge
erfolgt derzeit durch den Träger der
Einrichtung. Die Einziehung durch
den örtlichen Träger der öffentlichen
Jugendhilfe wird abgelehnt, denn sie
führt zu mehr Bürokratie und zu zu-
sätzlichen finanziellen Belastungen der
örtlichen Träger der öffentlichen Ju-
gendhilfe.

• Betriebskindergärten

Betriebskindergärten, u.a. auch'Vei
Krankenhäusern und Verwaltungen,
sind in die öffentliche Förderung auf-
zunehmen, soweit sie die pädagogi-
schen, sachlichen und räumlichen Vor-
aussetzungen erfüllen. Die im Gesetz-
entwurf angestrebte Regelung ist eine
akzeptable Diskussionsgrundlage.

Anm.: Antonius Rüsenberg MdL, ist familien-
politischer Sprecher der CDU-Landtagsfraktion
NRW.

Eine Institution für Schüler, Gesellschaft und Kirche
- Zum Religionsunterricht in den neuen Bundesländern -

Karl Dienst

Von pädagogischen, theologischen und verfassungsrechtlichen Grundgegebenhei-
ten her ist nach den „Grundsätzen der Religionsgemeinschaften" als „ordentliches
Lehrfach" zu erteilende Religionsunterricht eine „res mixta". Das bedeutet: Der
Religionsunterricht ist eine Konstitution für Schüler im Sinne einer Orientierungs-
hilfe für den einzelnen, ein Beitrag zur Bildungsqualität der Schule im ganzen und
damit zur Yernunftfähigkeit der Gesellschaft und eine Chance für die Kirche zur
überzeugenden und auch öffentlich zu verantwortenden Darstellung und Erschlie-
ßung der ihr anvertrauten Botschaft für die junge Generation. Dem entspricht am
besten ein Verständnis von Christentum, das zwischen „persönlich-privatem",
„gesellschaftlichem" und „kirchlichem" Christentum unterscheidet, diese aber
gleichzeitig auch in Beziehung zueinander setzt.

Religionsunterricht in unserem Sinne
ist also mehr als ein „besserer Sozial-
kundeunterricht", eine Kulturkunde,
ein Ethikunterricht, ein in die Schule
ausgelagerter Konfirmandenunter-
richt, eine „Religionskunde" oder ein
„religionskritischer" Unterricht neo-
marxistischer oder sozialistischer Prä-
gung. Schon diese Andeutungen ver-
bieten in Ost und West falsche Alter-
nativen wie „verkündigende" Kate-
chese oder „informierende Religions-

kunde", kirchenbezogene Christen-
lehre oder unkirchlicher, „allgemei-
ner" Religionsunterricht, religions-
pädagogische oder gemeindepädagogi-
sche Konzepte.

Schon hier wird deutlich, daß es bei
dem Streit um die Einrichtung des
Religionsunterrichts nach Artikel 7, 3
des Grundgesetzes nicht einfach um
wissenschaftlich-theoretische Kirchen-
und religionspädagogische Konzepte
geht, sondern auch um „praktische"

Interessen, persönliche und politisi t
Überzeugungen, Wünsche und Hoff-
nungen. Es gibt nicht wenige Versu-
che, auf dem Umweg über die ehema-
lige DDR politische und kulturelle
Veränderungen in der Bundesrepublik
etwa in Richtung auf einen „Sozialis-
mus mit menschlichem Antlitz" zu er-
reichen. Dies gilt nicht nur für links-
protestantische Kreise, die sich als
rechtmäßige Erben der Bekennenden
Kirche verstehen und nun deren „von
der EKD bisher behindertes Ver-
mächtnis" vollstrecken möchten. Dies
gilt auch für religionspädagogische
Konzepte, die kirchenkritisches bzw.
kirchendistanziertes Ideengut linksli-
beral-sozialistischer Herkunft des aus-
gehenden 19. Jahrhunderts reaktivie-
ren möchten.

Bei so manchen religionspädagogi-
schen Konzepten feiern Kulturkampf
und „Antiklerikalismus" des ausge-
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Das Selbstbewußtsein der Neuzeit
ist mit dem Vertrauen auf die
menschliche Vernunft eng verbun-
den.

Wissenschaft und Technik führten
zu einer Emanzipation des Men-
schen aus der Abhängigkeit der na-
türlichen Lebensbedingungen und
naturwüchsigen Traditionen durch
eine scheinbar grenzenlose Verfü-
gung über Ressourcen und Kräfte
der Natur.

Die damit verbundene Relativie-
rung und Funktionalisierung aller
menschlichen Lebensverhältnisse
scheint den überlieferten Wertorien-
tierungen und weltanschaulichen
Bindungen überlegen zu sein. Sie

'"" ^rlieren deutlich an Überzeugungs-
• '^raft. Dies wirft die Frage nach den

Grundlagen der Kultur, nach der
conditio humana, besonders nach
dem Selbstverständnis des Men-
schen auf.

Davon ist auch die Schule betroffen.
Sie kann dazu beitragen, die tiefe
Gefährdung des Menschen und der
menschlichen Kultur im Horizont
eines freiheitlichen Bildungsver-
ständnisses zu begreifen und darin
zu bestehen.

Erziehung und Bildung sind nicht
wertneutral. Sie setzen eine Verstän-
digung über gemeinsame Grund-
werte oder Grundüberzeugungen
voraus...

-*•
ine Pluralität von Traditionen und

Überzeugungen, die im Dialog mit-
einander um die Lösung der Gegen-
warts- und Zukunftsprobleme rin-
gen, kann ein furchtbares Ferment
im Bildungsprozeß sein.

Die biblisch-christliche Überliefe-
rung als Quelle und Element euro-
päischer Kultur ist für das Bildungs-
verständnis unaufgebbar. Darüber
hinaus kann ein christliches Lebens-
verständnis, das von Erziehern, El-
tern und Jugendlichen in einem al-
tersangemessen zu führenden Dia-
log glaubwürdig vertreten wird,
Orientierung, Lebenssinn und Ver-
trauen in die Zukunft vermitteln.

Aus den »Leitlinien künftiger Schulent-
wicklung. Bildungs- und Schulpolitik
aus christlicher Sicht«.
EKD-Texte34, 1990.

henden 19. Jahrhunderts, wenn auch
in einer neuen Theoriesprache, Wie-
derauferstehung. Dies gilt aber auch
für Versuche, Religionsunterricht und
Katechese zur Deckung zu bringen.
Kurz: In der Diskussion um den Reli-
gionsunterricht in den neuen Bundes-
ländern kommt auch Altbekanntes zur
Sprache! Dazu gehört auch der alte
Streit um die Sozialgestalt der Kirche:
„Bekenntniskirche - Gemeindekirche
- Freiwilligkeitskirche" sind bekannte
Zielformeln. Kulturkritische Stim-
mungen nach 1918 verbinden sich mit
Erfahrungen aus dem Kirchenkampf
und aus der „Kirche im Sozialismus".
Kritik an der „Volkskirche" eint ganz
verschiedene kritische Positionen auch
im Blick auf den Religionsunterricht.

Zu diesen eher theoretischen Über-
legungen treten alltagspraktische:
Etwa psychologisch und sozialpsycho-
logisch erklärbare Vorbehalte gegen-
über der Schule. Mit ihr haben Chri-
sten in der ehemaligen DDR auch
äußerst negative Erfahrungen ge-
macht: Schule war die große Erzie-
hungsanstalt für den Marxismus/Leni-
nismus, in der Kirche eben nichts zu
suchen hatte! Sollen Lehrkräfte aus
dem früheren Staatsbürgerkundeun-
terricht nun Religionsunterricht ertei-
len, an dem jeder Schüler zwangsweise
teilnehmen muß? Ein abschreckender
Gedanke! Einen moralisierenden Un-
terton hat meistens die Frage: „Sollen
denn die Erfahrungen der letzten 40
Jahre umsonst gewesen sein?" Das
möchte doch Niemand! Allerdings be-
währen sich Erfahrungen immer nur in
neuen Erfahrungen! Endlich: Was
wird aus den Katechetinnen und Kate-
cheten, die so lange die Mühe der
Glaubensunterweisung getragen ha-
ben? Sind sie überflüssig? Hier gibt es
massive Existenzängste. Da brechen
auch (nicht unbekannte) Status- und
Identitätsfragen auf.

Daß im Rückblick manches früher
Beklagte nun eine andere Bewertung
erfährt, ist verständlich. Die „kleine
Schar" vermittelte ja auch etwas Ber-
gendes und Schützendes. Es gibt also
mehrerfe Gründe, der Einführung des
Religionsunterrichts kritisch oder zu-
mindest abwartend gegenüberzuste-
hen. Auffallend ist, daß auch Kritiker
aus einem bestimmten politischen Um-
feld, -wie etwa die Brandenburgische
Ministerin Birthler, eine kirchliche
Vergangenheit z.B. in der Ev. Jugend-
arbeit haben.

Kritische Stimmen im Blick auf die
Einführung des Religionsunterrichts
beziehen sich oft darauf, daß im Gebiet
der ehemaligen DDR nur ca. 15 - 25%

der Bevölkerung einer christlichen
Kirche angehörten. Hier wird ver-
kannt, daß der Religionsunterricht
eben nicht ausschließlich eine Institu-
tion der Kirche ist. Diesem Einwand
sollte dadurch Rechnung getragen
werden, daß für Schülerinnen und
Schüler, die sich vom Religionsunter-
richt abmelden, ein „Ersatzunterricht"
eingeführt wird. Es gibt gute Beispiele
für dessen Gestaltung (z.B. Rhein-
land-Pfalz). Auf diese Weise wird si-
chergestellt, daß niemand zum Reli-
gionsunterricht gezwungen werden
kann. Mir ist unverständlich, wie zu-
weilen der Eindruck erweckt wird, der
Religionsunterricht nach Art. 7, 3 GG
sei ein „Zwangsunterricht" für alle
Schüler. Hier wirkt sich die Propa-
ganda z.B. für einen „allgemeinen"
Religionsunterricht abseits des Grund-
gesetzes verheerend aus.

Formen religiöser Unterweisung

Daß auch ein sog. „ökumenischer"
Religionsunterricht dem Grundgesetz
sowie den theologischen, religionspä-
dagogischen und kirchenpolitischen
Standards nicht entspricht, sei deutlich
gesagt. Wenn Religionsunterricht in
Ausnahmefällen im Klassenverband
erteilt wird, dann ist das eben evangeli-
scher oder katholischer oder anders-
konfessioneller Religionsunterricht, an
dem Schülerinnen und Schüler der an-
deren Konfessionen teilnehmen.

Schulischer Religionsunterricht kann
gemeindepädagogische Arbeit nicht
ersetzen wollen, wie umgekehrt „Chri-
stenlehre" nicht einfach das allein
kirchlich Gebotene ist. Eine (befürch-
tete oder tatsächliche) kirchenverges-
sene „Religionspädagogik" kann nicht
mit einer isolierten „Gemeindepäda-
gogik" oder einem bildungsvergesse-
nen „Gemeindeaufbau" therapiert
werden. Ich halte es für falsch, die
verschiedenen Formen religiösen Ler-
nens gegeneinander auszuspielen. Po-
sitiv formuliert: Kirchliche Kinder-
und Jugendarbeit sowie Erwachsenen-
bildung sind auch in den Kirchen der
ehemaligen DDR dringend notwendig
und beanspruchen viele Kräfte. An-
stelle von Konfrontation sollte Koope-
ration treten, ist es doch eine Erfah-
rungstatsache, daß in unserer pluralen
Gesellschaft und angesichts der plura-
len Situation der Kinder und Jugendli-
chen eine Form religiöser Unterwei-
sung nicht genügt.

Schon aus praktischen Gründen ist
der Religionsunterricht auf die Mitar-
beit der Kirchen angewiesen. Dies gilt
nicht nur im theologischen und päd-
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agogischen, sondern auch im alltags-
weltlichen Sinn, zu dem auch die „Nie-
derungen" des politischen und schuli-
schen Alltags gehören. Der Religions-
unterricht ist dringend auf seine „Inter-
essenvertreter" vor Ort bis hin zu
Schulämtern und Kollegien usw. ange-
wiesen, nicht zu vergessen die Interes-
senverbände und Parteien. Es ist ein-
fach wirklichkeitsfremd, von „der Ge-
sellschaft" oder von bildungsphiloso-
phischen Überlegungen allein hier das
Heil zu erwarten.

Trennungsmodelle zwischen
Schule und Kirche aufgeben

Im Alltag geht es um handfeste Fra-
gen und Probleme z.B. im Blick auf
Planstellen, Stundendeputate, Stun-
denplanfragen, Gelder für Lehr- und
Lernmittel, Bezahlung und Durchfüh-
rung von Fort- und Weiterbildungs-
maßnahmen usw. Hier bedarf es vieler
Verhandlungen und Fürsprachen auf
den verschiedenen Ebenen. Auch die
Kirchengemeinden sind auf ihre Ver-
antwortung für den Religionsunter-
richt hin anzusprechen. Schulnahe Ju-
gendarbeit im Sinne einer Schul- und
Schülerseelsorge sind Signale dafür,
Kinder und Jugendliche auch dort auf-
zusuchen, wo sie einen großen Teil
ihrer Zeit verbringen. Außerschuli-
sche Jugendarbeit ist notwendig, aber
nicht alleinseligmachend. Kirchenge-
meinden könnten Räume, Freizeitan-
gebote, Gesprächsgelegenheiten usw.
zur Verfügung stellen.

Kurz: Es gibt gute Gründe, strikte
Trennungsmodelle zwischen Schule
und Kirche aufzugeben und - bei Wah-
rung notwendiger Eigenständigkeiten
- beide wieder stärker aufeinander zu
beziehen. Im Blick auf den Religions-
unterricht formuliert: Gemeinde als
Erfahrungsraum für den Religionsun-
terricht - der Religionsunterricht auch
als Aufgabe und Herausforderung auf
die Gemeinde, als Christengemeinde
und als Teil der Bürgergemeinde! Ich
bin mehr als traurig, wenn ich höre,
daß in einzelnen Fällen Politiker und
Ministerialbeamte, die sich für den
Religionsunterricht einsetzen, von
Pfarrern angegriffen werden. Dies ist
nicht nur unbrüderlich!

Aufgrund eigener Erfahrung bin ich
allerdings skeptisch gegenüber Versu-
chen, eine Verantwortung der Kirche
für die gesamte Schule dadurch prakti-
zieren zu wollen, daß man „von außen"
gute Ratschläge gibt und Appelle los-
läßt. Die Realisierung von Mitverant-
wortung für Bildung und Erziehung

bedarf möglichst vieler „Funktionska-
näle" . Dazu gehören z. B. die Mitbeteili-
gung am Religionsunterricht und an der
Lehrplanarbeit, die Bereitstellung von
Fortbildungsmaßnahmen und auch (we-
nigstens exemplarisch) die Einrichtung
von Kirchlichen Schulen als Praxisfeld
für die Gewinnung von Erfahrungen im
Schulbereich, sowie der Aufbau einer
evangelischen Elternarbeit. Skeptisch
bin ich auch gegenüber dem Gedanken,
anstelle des Religionsunterrichts „Reli-
gion" in die Lehrpläne aller anderen
Unterrichtsfächer zu integrieren.

Die Gefahr, daß „Religion" ohne
stundenplanmäßige institutionelle Absi-
cherung „verdampft" oder verwildert,
ist groß, von den Problemen einmal
abgesehen, daß es dafür praktisch keine
Lehrerausbildung gibt. Umgekehrt bie-
tet die Religionslehrerausbildung die
große Chance, Theologie in andere Be-
reiche und Fächer einzubringen!

Als Zwischenergebnis aus den Über-
legungen der bisherigen Abschnitte sei
festgehalten: Das Thema „Religions-
unterricht" ist ungeeignet für religiöse,
pädagogische, kirchen- und kulturpoli-
tische Profilierungen und - erst recht -
für politische und kirchenpolitische In-
strumentalisierungen. Mit dieser Fest-
stellung verbinde ich eine Bitte: Plä-
doyers gegen die Einführung von Reli-
gionsunterricht an staatlichen Schulen
sollten nicht mit falschen oder gar
schiefen Argumenten geführt werden.
So wird z.B. zuweilen argumentiert,
man wolle nach der „roten" Staats-
schule nun keine „schwarze" haben.
Und es dürfe nicht dahin kommen,
daß das Honecker-Bild über der Klas-
sentür gegen ein Kruzifix ausgetauscht
werde. Auch dürften Schüler nicht
erneut genötigt werden, nur um ihres
Fortkommens willen ein Fach - das
wäre nun Religionsunterricht - zu be-
legen, das sie eigentlich gar nicht bele-
gen wollten. Schließlich: An einer
christlichen Staatsbürgerkunde sei man
nicht interessiert!

Solche Argumente gehen an der ge-
wiß nicht immer glanzvollen Wirklich-
keit des hiesigen Religionsunterrichts
vorbei. Noch mehr: Sie tun denen, die
bei uns mit viel Liebe und Mühe Reli-
gionsunterricht erteilen, bitteres Un-
recht, werden sie doch leicht in die
Nähe der früheren SED-Funktionäre
gerückt.

Der Religionsunterricht ist für mich
die Chance zu neuen Begegnungen
zwischen Schule und Kirche im Inter-
esse unserer Kinder und Jugendlichen.
Diese Chance ist mit der volkskirchli-

chen Struktur unserer Gemeinden gege-
ben, die ja auch in der ehemaligen DDR
nicht ganz aufgegeben wurde. „Volks-
kirche" ist doch mehr als ein Struktur-
element: Es bedeutet, daß verschiedene
Frömmigkeitstypen und positionelle
Theologien gleichzeitig vorkommen.
Dadurch ist es der Kirche möglich, an
Bildungsprozessen in unserer pluralen
Gesellschaft verantwortlich teilzuneh-
men. Anders formuliert: Die Gleichzei-
tigkeit der Geltung und die Konkurrenz
mehrerer Frömmigkeitsformen und Bil-
dungsmodelle in der Volkskirche
schenkt die Freiheit zum Dialog und zur
Verständigung und wehrt einem egoisti-
schen Gruppendenken. Daraus ergibt
sich auch das Interesse der Volkskirche
an einem schulischen Religionsunter-
richt, der sich nicht nur einer bestimm-
ten Gruppe, sei diese mehr missiona-
risch-evangelisch oder mehr gesell-
schaftlich-diakonisch ausgerichtet, ' '<
pflichtet weiß, sondern einer Pluraliiat
von Konzeptionen, die sich mit den
Bedingungen und mit der sozialstruktu-
rellen Situation in der Volkskirche ver-
mitteln lassen.

Im Unterschied zu rechten und lin-
ken Klagegesängen auf den „Pluralis-
mus" gilt es, diese Vielfalt christlichen
Glaubens nicht nur als Belastung, son-
dern gerade auch als eine Chance zu
begreifen, als ein Aufsuchen des Men-
schen in seinen verschiedenen Über-
zeugungen und Lebensvollzügen. Jede
„Entweder-oder-Romantik" befriedigt
zwar gesinnungsethische Bedürfnisse;
sie hilft aber alltags und lebensprak-
tisch kaum weiter. Zu den Bedingun-
gen der Volkskirche gehört einerseits,
daß der Religionsunterricht nicht ein-
fach am Maßstab der Kirchlichk''^
(Gottesdienstbesuch, Teilnahme l
kirchlicher Kinder- und Jugendarbeit)
gemessen werden darf. Auf der ande-
ren Seite darf der Religionsunterricht
auch nicht als eine „Emanzipation" von
der Kirche und der biblisch-christlichen
Überlieferung verstanden werden.

Ich denke: Es gibt genügend Motive,
Erfahrungen verschiedenster Her-
kunft so aufzugreifen, daß sie Grund-
lage für neue Erfahrungen werden und
nicht zu „Belegen" für Positionen und
Profilierungen verkommen. „Erfah-
rungen" kann man aber in breitere
Kreise erst dann einbringen, wenn da-
für der organisatorische Rahmen gege-
ben ist. Dazu kann der Religionsunter-
richt, als „ordentliches Lehrfach" ge-
mäß dem Grundgesetz gestaltet, sei-
nen Beitrag leisten.

Anm.: Oberkirchenrat Professor Dr. Karl
Dienst ist in der Kirchenverwaltung der Evange-
lischen Kirche in Hessen und Nassau in der
Abteilung für Kirchliche Praxis tätig.
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Kirche muß die Chance für den Religionsunterricht nutzen
Interview mit Christine Lieberknecht

Der Tagespost gab Kultusministerin Christine Lieberknecht (Erfurt) ein Interview
zur zukünftigen Gestaltung des Religionsunterrichts in den neuen Bundesländern.
Darin betont sie, die Kirche müsse ihre Chance begreifen und den Religionsunter-
richt nach der ausschließlich atheistischen Beeinflussung der sozialistischen
Diktatur überzeugend gestalten. Wir geben das Interview im Wortlaut wieder:

Frage: Frau Ministerin, der von Ihnen
angestrebte Religionsunterricht in den
Schulen steht im Widerstreit der Mei-
nungen. Kritik gibt es nicht nur von
Seiten der Opposition und vom Koali-
tionspartner FDP, sondern auch von
Seiten der Kirchen. Eine liberalistische
Weltsicht bei den politischen Mitbe-
werbern der Christdemokraten mag
noch erklärbar sein. Wo sehen Sie die
T'"R"ache für die ablehnende Haltung
c-* Kirchen, die doch nach langen
Jahren des staatlich verordneten At-
heismus - heute in Gestalt westlichen
Kapitalismus - auch einem Wertever-
fall und somit gleichfalls atheistischen
Tendenzen unerklärlich konzeptions-
los gegenüberstehen?

Lieberknecht: Ich möchte die Situa-
tion, wie ich sie sehe, zunächst be-
schreiben. Gestatten Sie, daß ich mich
dabei vor allem auf die evangelische
Kirche beziehe. Hier scheint mir der
Religionsunterricht stärker umstritten
zu sein als im Bereich der katholischen
Kirche.

Zur evangelischen Kirche: Sie hat
sich über Jahre hin unter der Diktatur
eines sozialistischen Staates von einer
T ^"kskirche zu einer Minderheitenkir-
c,^ entwickelt. Sie wurde aus dem
alltäglichen Leben der Gesellschaft
ausgeblendet. Veranstaltungen be-
schränkten sich auf kircheneigene
Räume. Alle Veröffentlichungen bis
hin zum Mitteilungsblatt einer Kir-
chengemeinde unterlagen einer stren-
gen Zensur des Staates. In den Bemü-
hungen um größere Freiheiten und
mehr gesellschaftliche Mitsprache ha-
ben Theologen und kirchliche Mitar-
beiter - ausgehend vom Prinzip der
Trennung von Staat und Kirche -
schließlich eine Identität gefunden, die
es ihnen ermöglichte, zu Trägern der
Wende im Herbst 1989 zu werden.
Aus einer Minderheitensituation her-
aus wurden sie „Kirche für andere".
Sie waren Fürsprecher des Volkes ge-
gen eine erstarrte Staatsführung.

Doch sehr bald fanden die Men-
schen mit dem Ruf „Wir sind das
Volk" eine eigene Sprache. Die Revo-

lution vom Herbst 1989 bekam eine
eigene Dynamik und präsentierte nach
dem Mehrheitswillen des Volkes ihren
Initiatoren die deutsche Einheit.

Damit befanden sich eine ganze Reihe
derjenigen, die in kirchlichen Gruppen
jahrelang über eigene Alternativen
zum DDR-Sozialismus nachgedacht
hatten, erneut in einer Minderheitssi-
tuation. Diesmal gegen ein „staats-
kirchlich deutsches Abendland", wie
es ein Thüringer Pfarrer unlängst for-
muliert hat.

Frage: Religionsunterricht ist im
Grundgesetz verankert. Somit gibt es
keine Wahl, ob er nun stattfindet oder
nicht. Hätte es aber nicht doch Spiel-
raum bei der Ausführung gegeben?
Das Bundesland Brandenburg wird
häufig als Beispiel genannt.

Lieberknecht: Wenn ich in der Einfüh-
rung des Religionsunterrichts nur eine
unliebsame Folge der deutschen Ver-
einigung sehen würde, dann hätte ich
mich in der Tat bei aller Loyalität
gegenüber dem Grundgesetz für eigen-
ständige Thüringer Regelungen einge-
setzt und es im Zweifelsfalle auch auf
eine Klage vor dem Bundesverfas-
sungsgericht ankommen lassen.

Ich weiß auch, daß einige meiner
Kollegen in den anderen neuen Bun-
desländern zunächst keinen konfessio-
nell gebundenen Religionsunterricht
einführen wollen, sondern sich ledig-
lich auf die Vermittlung eines reli-
gionskundlichen Wissens orientierten.
Diese Bestrebungen lehne ich für Thü-
ringen ab. Ich lehne sie nicht deshalb
ab, weil ich persönlich anderer Auffas-
sung bin und ausdrücklich für einen
konfessionell gebundenen Unterricht
eintrete. Das heißt, ich gehe davon
aus, daß wir an unseren Schulen neben
einer konfessionslosen Mehrheit auch
evangelische und katholische Kinder
haben.

Diese Schüler haben ein Recht dar-
auf, nach den Glaubensgrundsätzen
ihrer jeweiligen Kirche im Rahmen
der schulischen Bildung unterrichtet
zu werden. Dieses Recht ist bis zum

Kultusministerin Christine Lieber-
knecht: Wer soll den Religionsunter-
richt erteilen?

heutigen Tag von den Kirchen und von
den Eltern dieser Kinder einklagbar.

Würde die Minderheit konfessionell
gebundener Schüler dazu führen, ei-
nen allgemeinen Religionsunterricht
für alle Kinder einzuführen, dann stellt
sich sofort die Frage, wer diesen Un-
terricht erteilen soll. Eine Legitima-
tion der Kirchen läßt sich dafür wohl
kaum aufzeigen. Und ich bezweifle,
daß es im Sinne der Kirche oder im
Sinne konfessionell gebundener Eltern
ist, wenn „ein neutraler" Lehrer sich
beispielsweise an der Deutung des
Pfingswunders versucht, ohne je die
Kraft des Pfingsgeistes gespürt zu ha-
ben. Dies aber wäre die Konsequenz
eines neutralen religionskundlichen
Unterrichts.

Allein das Vorhandensein konfes-
sionsgebundener Schüler bietet den
Kirchen eine Grundlage, in das Unter-
richtsgeschehen der Schule einbezogen
zu werden. Ein von den Kirchen gestal-
teter Religionsunterricht für alle Schü-
ler widerspricht der Freiheit eines de-
mokratischen Rechtsstaates.

Frage: Eine oft zitierte Befürchtung
evangelischer Pfarrer lautet, ob nicht
mit der strengen Ausrichtung des Reli-
gionsunterrichts auf Glaubensgrund-
sätze der Kirchen eine neue Ausgren-
zung christlicher Minderheiten — ge-
genüber einer konfessionslosen Mehr-
heit - provoziert werden...

Lieberknecht: Das sehe ich nicht so.
Erstens kann ich bei einer konservati-
ven Mehrheit in unserem Land davon
ausgehen, daß weit mehr Eltern ein
Interesse an einer christlichen Unter-
weisung ihrer Kinder haben, als das
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zur Zeit die Statistiken über Kirchen-
zugehörigkeit ausweisen.

Zweitens ist die gegenwärtige Min-
derheitensituation der Kirche unter
anderem auch eine Folge von vierzig
Jahren sozialistischer Diktatur und
sagt über die religiöse Befindlichkeit
der Menschen, die sich unter dem
Druck der vergangenen Diktatur von
der Kirche gelöst haben beziehungs-
weise nie einen Kontakt zur Kirche
hatten, noch gar nichts aus.

Und drittens bedeutet christlicher
Glaube immer auch eine Einladung an
diese Welt. Also auch eine Einladung
an konfessionslose Kinder zum Reli-
gionsunterricht. Es ist Sache der Kir-
che, den Religionsunterricht so über-
zeugend zu gestalten, daß er auch
einladend für andere Schüler wirkt.
Dabei ist eine ökumenische Koopera-
tion dort, wo Kirchen und Eltern dies
wollen, in keiner Weise ausgeschlos-
sen . Nur muß man sich zuvor über die
Grundsätze im klaren sein.

Einen gewissen Schutz des Reli-
gionsunterrichts sehe ich in der Tatsa-
che, daß er ordentliches Lehrfach ist
und Ethik nur dort angeboten wird,
wo auch Religionsunterricht stattfin-
det. Hier sehe ich neben den Vorgaben
des Grundgesetzes auch die moralische
Pflicht nach der ausschließlich atheisti-
schen Beeinflussung der Vergangen-
heit dem Religionsunterricht eine reale
Chance der Entwicklung einzuräu-
men. Dies wird allerdings nur gelin-
gen, wenn die Kirchen diese Chance
auch begreifen. Warnen möchte ich
die Kirchen vor einer zu schnellen
Ablehnung der Benotung im Reli-
gionsunterricht. Hier sollten sich Pfar-
rer und kirchliche Mitarbeiter erst ein-
mal der schulischen Praxis stellen, ehe
sie zu einem Urteil kommen.

Ich wage die Prognose, daß eine Ent-
scheidung für den Religionsunterricht
bei Eltern und Schülern höher liegt,
wenn in diesem Unterricht auch bewert-
bare Leistungen abverlangt werden.

Frage: Häufig werden Erfahrungen
der Christenlehre sehr positiv darge-
stellt und als Alternative zum Reli-
gionsunterricht gesehen. Eine Weiter-
führung der Christenlehre wird von
vielen als ein besserer Weg gesehen,
um Kindern überzeugend christliche
Inhalte zu vermitteln.

Lieberknecht: Was die Erfahrungen
mit der Christenlehre betrifft, so gibt
es da ohne Zweifel positive Beispiele.
Die Kirchen sollten auf jeden Fall auch
in Zukunft eine eigene Kinder- und
Jugendarbeit anbieten.

Auch ist der Religionsunterricht
kein Ersatz für die Vorbereitung auf
die Heilige Kommunion auf katholi-
scher Seite oder die Konfirmation im
evangelischen Bereich. Dafür sind aus-
schließlich die Kirchen zuständig.
Aber wenn ich einmal kritisch frage,
wieviele Kinder einer Altersstufe von
einem kircheneigenen Unterricht
überhaupt erfaßt wurden, so bin ich
mir nicht sicher, ob die Kirchen diese
Erfahrungen wirklich nur positiv be-
werten können. Den Weg zur Minder-
heitenkirche hat die Christenlehre je-
denfalls nicht aufhalten können.

Nach meiner Meinung sollten sich
Religionsunterricht und Leben in der
Kirchengemeinde ergänzen. Beispiels-
weise wird im Religionsunterricht trotz
konfessioneller Ausrichtung von kei-
nem Schüler ein Bekenntnis verlangt.
Aber ich gehe davon aus, daß der
Religionsunterricht unter dem Dach
der staatlichen Schulen wesentlich
mehr Kinder erreicht, als das der Chri-
stenlehre in kircheneigenen Räumen
möglich war.

Frage: Also doch ein neues Thüringer
Staatskirchen turn, werden manche
jetzt einwenden...

Lieberknecht: Im Gegenteil: Ich gehe
davon aus, daß wir es im Blick auf die
künftigen Religionslehrer an unseren
Thüringer Schulen mit einem sehr kri-
tischen Potential vor allem aus dem
Bereich der kirchlichen Mitarbeiter
und Pfarrer zu tun haben. Mein Ein-
druck ist, daß viele von ihnen dem
neuen Rechtsstaat mindestens genauso
kritisch gegenüberstehen wie zu frühe-
ren Zeiten dem SED-Staat. Dennoch
sage ich: Auch mit dieser Kritik soll
sich die Kirche einbringen, bis hin zum
Religionsunterricht. Darin unterschei-
den wir uns eben von einer sozialisti-
schen Diktatur. Die Kirchen haben
alle Rechte, die ihnen nach dem
Grundgesetz zustehen.

Privilegien darüber hinaus kann es
für niemanden und auch für die Kir-
chen nicht geben!

Frage: Religionsunterricht ist nicht nur
innerhalb der Kirchen und politischen
Parteien umstritten. Auch Eltern und
Lehrer scheinen skeptisch zu sein. Wie
soll die notwendige Akzeptanz der
künftigen Religionslehrer innerhalb
der Schulkollegien erreicht werden?

Lieberknecht: Das ist eine spannende
Frage. Ich halte im Interesse einer
pluralistischen Gesellschaft die Begeg-
nung von Christen und Nichtchristen
auch innerhalb eines Lehrerkollegiums

für dringend erforderlich. Hier müssen
große Lernprozesse stattfinden. Und
natürlich haben wir es auch mit einem
hohen Maß an Verunsicherung bei
vielen von denen zu tun, die in der
Vergangenheit überzeugte Atheisten
waren und für sich in Anspruch nah-
men, die einzig - wissenschaftlich be-
gründete Weltanschauung - zu haben.

Ich bin aber der Überzeugung:
Wenn mit Beginn des neuen Schuljah-
res zunächst einmal die wichtigsten
Struktur- und Personalfragen geklärt
sind, werden wir auch Ruhe für Wege
der inneren Erneuerung finden kön-
nen.

Ich glaube schon, daß die Kirchen
hier einen wichtigen Beitrag leisten
können, der auch von kirchlich fernste-
henden Lehrerinnen und Lehrer an"°-
nommen wird. .1

Frage: Die Zukunft Thüringens liegt -
zumindest was die Kabinettsmitglieder
betrifft - eher in katholischer Hand.
Worin unterscheidet sich eigentlich die
evangelische Theologin Christine Lie-
berknecht innerhalb der Landesregie-
rung von ihren katholischen Kollegen?

Lieberknecht: Zu diesem Thema läßt
sich sicher manches Grundsätzliche sa-
gen. Aber es ist auch eine ganz persön-
liche Frage. Ich denke, wenn ein ka-
tholischer Ministerpräsident eine
evangelische Kultusministerin in sein
Kabinett berufen hat, wird er dafür
einen Grund gehabt haben. Wir bilden
gemeinsam auch mit konfessionslosen
Kollegen eine Landesregierung, und
unser gemeinsames Ziel ist es, alles
dafür zu tun, daß sich Thüringer )
einem attraktiven und blühenden Land
entwickeln kann. Ob es dabei einen
Unterschied zwischen mir und meinen
katholischen Kollegen gibt, vermag ich
nicht im einzelnen zu sagen. Ich kann
für mich nur sagen: Ein Schlüsselbe-
griff für mein politisches Wirken ist
der Begriff der „Freiheit", der evange-
lischen Freiheit, wie sie Martin Luther
beschrieben hat. Die Freiheit im Glau-
ben zu haben und zugleich ein „dienst-
barer Knecht" dort zu sein, wo ich
Verantwortung für die Menschen un-
seres Landes wahrzunehmen habe.

Mein größter Wunsch wäre, daß es
uns gelingt, alles dafür zu tun, daß die
Thüringer Menschen nach dem Errei-
chen der äußeren Freiheit auch eine
innere Freiheit finden können. Ich
hoffe, daß ein erneuertes Schulwesen
hier einen wichtigen Beitrag leistet.
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Die Union im Auf bruch?
Jürgen Rüttgers

In der CDU wird zur Zeit viel über den Zustand in den eigenen Reihen diskutiert.
Die Partei geht mit.sich zu Rate, nicht selten selbstquälerisch. Die Wahlniederla-
gen der letzten Monate, der Mitgliederrückgang auf Bundesebene sowie Fragen
nach der politischen Glaubwürdigkeit und der Gestaltungskraft der Union haben
Wirkung gezeigt. Das Resümee der Selbstkritik: Niemand fordert einen politi-
schen Kurswechsel und niemand behauptet, alles sei in bester Ordnung. Dieser
Minimalkonsens reicht natürlich nicht aus. Die Partei muß auf allen Ebenen in der
politischen Praxis ihren Erneuerungswillen konkret demonstrieren.

Die Phase der Selbstbeschäftigung
mag notwendig sein. Aber dabei kön-
nen wir es nicht belassen. Wo liegen
die Probleme? Zunächst ist festzustel-
len, daß die politische Landschaft ins-
gesamt sich im Umbruch befindet: Tra-
ditionelle Parteibindungen lösen sich,
lokale und regionale Hochburgen der
•V'tei verlieren an Stabilität; Wechsel-
. • .jler gewinnen an Bedeutung.

Die Individualisierung der Lebens-
verhältnisse in der Gesellschaft macht
auch vor der politischen Einstellung
nicht Halt. Die Lockerung der Partei-
bindungen und der politischen Milieus
schafft Probleme für alle Volkspar-
teien. Die Formen der Parteiarbeit
und ihrer Selbstdarstellung werden
von den Bürgern immer weniger ange-
nommen. Mitglied einer Partei zu sein,
scheint kaum mehr attraktiv, die Par-
teistrukturen sind an vielen Stellen
verkrustet und undurchlässig. Es gibt
immer noch zu viele Berührungsängste
gegenüber Menschen, die nicht zu den
traditionellen Wählerschichten gehö-
ren. Die „Ochsentour" bleibt weithin
noch Voraussetzung für die Mandate.
nv
; hteressierte und engagierte Men-

schen werden nicht selten durch par-
teiinterne Rituale abgeschreckt. Wir
verbringen viel zu viel Zeit mit uns
selbst: In Vorständen, Arbeitskreisen,
Partei Versammlungen. Wir haben zu
wenig Zeit z.B. für Bürgergruppen,
Umweltinitiativen, Vereine und Kir-
chen. Gleichzeitig sind viele Menschen
auf der Suche nach neuen Antworten
auf drängende Fragen in einer kleiner
und komplexer gewordenen Welt.
Auch hier ist vieles in Bewegung gera-
ten. Das Scheitern der Grünen und
ihres Reformversuchs in Neurnünster,
sollte für die CDU ein deutliches Si-
gnal dafür sein, daß die Frage „Wer
beerbt die Grünen?" auf der Tagesord-
nung steht und die Partei darauf eine
Antwort finden muß. Es ist kein Grund
erkennbar, warum nicht auch konser-
vative Umweltschützer, menschen-
rechtsorientierte Gruppen oder auf
Entbürokratisierung abzielende Initia-

tiven in der CDU eine politische Alter-
native finden können. Hier ist nicht
die Rede von Öko-Sozialisten und an-
deren Fundamentalisten, die das Sy-
stem aufs Korn nehmen wollen und
von den spätgeborenen Jüngern Rous-
seaus, die in ihrer Wohlstandsnische
die Losung „Zurück zur Natur" ausge-
ben. Es geht um Menschen, deren
Motivation eine „konservative", eine
„bewahrende" ist; um Menschen, die
sich selbst, ihr soziales Umfeld oder
die Natur als Modernisierungsgeschä-
digte sehen und gleichzeitig wissen,
daß der Versuch eines Ausstiegs aus
den Gesetzmäßigkeiten unseres Zeit-
alters die Probleme nicht löst, sondern
verschärft.

Kann die Union hier das politische
Orientierungsdefizit ausgleichen und
für die eigene Zukunft als maßgebende
Volkspartei fruchtbar machen? Bei
nüchterner Betrachtung sind die Vor-
aussetzungen dafür durchaus gegeben.
Allerdings muß das programmatische
Potential der Union in vielen Berei-
chen verdeutlicht und akzentuiert wer-
den:

1. Das Ziel der Europäischen Union
muß schärfere Konturen erhalten.
Es ist klar, daß die Außenpolitik,
die Wirtschafts- und Währungspoli-
tik, auch die Umweltpolitik ohne
Gemeinschaftskompetenzen nicht
mehr gelingen können und daß da-
für auch Verwaltungsstrukturen be-
nötigt werden. Es ist jedoch kein
Glaubenssatz europäischer Gesin-
nung, daß alle Einzelheiten der
Agrarpolitik in Brüssel entschieden
werden. Rahmenregelungen und
Mindeststandards würden oft genü-
gen, wo heute noch Detailregelun-
gen vorherrschen. Gibt es irgendei-
nen Grund, im Detail den sonntäg-
lichen und abendlichen Gebrauch
von Rasenmähern auf europäischer
Ebene regeln zu wollen? Die Leit-
gedanken für die Europäische
Union sind aus unserer Sicht Subsi-
diarität statt Zentralismus, Vielfalt
und Freiheit statt Vereinheitlichung

und Bürokratisierung. Kompeten-
zen sollen bei der Ebene verblei-
ben, die ihnen gerecht werden
kann. Damit ist Subsidiarität ein
grundlegendes Prinzip freiheitli-
cher Strukturen. Europäischer
Zentralismus und Entmündigung
der nationalen Staaten sind in der
Zukunft die größte Gefahr für den
Wunsch nach weiterem Zusammen-
wachsen Europas.

Dr. Jürgen Rüttgers, MdB: Wunsch nach
weiterem Zusammenwachsen Europas ver-
wirklichen!

2. Im Artikel 5 des Einigungsvertrages
ist festgehalten, daß Bundestag und
Bundesrat sich innerhalb von zwei
Jahren mit Änderungen oder Er-
gänzungen des Grundgesetzes be-
fassen sollen. Das wird keine wie-
dervereinigungsbedingte General-
überholung des Grundgesetzes.
Abernotwendige und sinnvolle Än-
derungen sollten offen diskutiert
werden. Das gilt auch für die Forde-
rung nach plediszitären Elementen
in der Verfassung.

Hier handelt es sich nicht um eine
weltanschauliche Frage, auf die es
nur eine richtige Antwort gibt, die
für alle Zeiten Geltung hat. Viele
grundsätzliche Vorbehalte gegen
Volksabstimmungen sind auch hi-
storisch bedingt. Sie können an
Geltung, an Überzeugungskraft
verlieren. Das jüngste Volksbegeh-
ren auf Länderebene, zum Müll-
konzept in Bayern, hat gezeigt, daß
dieses Instrument in bestimmten
Bereichen durchaus sinnvoll ein-
setzbar ist. Natürlich muß der Kern
unserer repräsentativen, parlamen-
tarischen Ordnung erhalten blei-
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ben. Aber in diesem Rahmen soll-
ten unbefangen Vorschläge für
neue Formen unmittelbarer Bür-
gerbeteiligung geprüft werden.

3. In der Umweltpolitik reichen rein
technische Lösungen nicht mehr
aus. Auch weitverbreitete gesell-
schaftliche Leitbilder müssen in
Frage gestellt werden. Natürlich ist
eine Grundmobilität in einer Indu-
striegesellschaft unverzichtbar.
Aber eine Einstellung des heute
hier und morgen da, der Bewegung
des Zwecks an sich, ist im Zeichen
begrenzter Ressourcen nicht mehr
zeitgemäß.

Ein Liter Treibstoff verursacht ei-
nen Ausstoß von etwa 2,4 kg Koh-
lendioxid. Bei einer Fahrleistung
von 20.000 Kilometern im Jahr und
einem Durchschnittsverbrauch von
10 Litern pro 100 Kilometern, er-
gibt sich eine Jahresbilanz von 5
Tonnen CÜ2. Der Intercity produ-
ziert bei der gleichen Fahrleistung
nur etwa 25% dieser Menge. Erst
wenn vier Personen im Auto sitzen,
gleicht sich die Schadstoffbilanz
beider Verkehrssysteme aus. Eine
bessere Nutzung des Autos und vor
allem eine Verlagerung des Trans-
ports von Menschen und Gütern,
von Autos und Flugzeugen auf die
Bahn würde unsere Umweltbilanz
also deutlich verbessern. Das be-
deutet auch, daß jeder nicht gefah-
rene Kilometer unabhängig vom
Verkehrsmittel eine Entlastung des
überstrapazierten CO2-Kontos dar-
stellt.

4. In der Wissenschafts- und Techno-
logiepolitik müssen wir neue Wege
gehen. Zur Bewältigung der globa-
len Probleme der Umwelt, der Welt-
ernährung, des Bevölkerungs-
wachstums brauchen wir den wis-
senschaftlichen-technischen Fort-
schritt. Die Moderne ist nur mit
den Kräften zu bewältigen, die sie
auch entfesselt haben. Deshalb
muß auch die Freiheit der For-
schung unangetastet bleiben, nicht
nur weil sie grundgesetzlich ge-
schützt ist, sondern vor allem, weil
ihre Ergebnisse naturgemäß nicht
vorhersehbar sind und ihr Charak-
ter der eines offenen Entwicklungs-
prozesses ist.

Der Glaube an staatliche Interven-
tionen in Form umfassender Pla-
nung durch Gebote und Verbote
verdient nicht mehr Vertrauen als
der Glaube an die unbegrenzten
Segnungen jeglicher neuer Techno-
logie. Deshalb ist eine doppelte

Strategie notwendig: Schaffung von
Zukunftsoptionen durch freie und
offene Forschung sowie Steuerung
der Anwendung neuer Technolo-
gien. Es gibt deshalb keine Alterna-
tive zur Stärkung der politischen
Verantwortung durch bessere In-
formation und eine qualifizierte Be-
ratung über Chancen und Risiken
von Wissenschaft und Technik. In
diesem Zusammenhang muß die
Wissenschaft selbst eine spezifische
Verantwortung übernehmen. Inter-
disziplinäre Wissenschaft ist heute
nach wie vor die Ausnahme. Hier
bieten sich neue Strukturen an, die
den Arbeitsdialog der besten Köpfe
für die Bewältigung des wissen-
schaftlich-technischen Fortschritts
mobilisieren.

5. Die deutsche Diskussion um die
Deregulierung, also um die Privati-
sierung staatlicher Aktivitäten
gleicht vielfach einem „bornierten
Streit". Die einen befürchten Re-
gellosigkeit, Unordnung, Chaos
und das Faustrecht des Stärkeren,
wenn mit Deregulierung ernst ge-
macht wird. Die anderen sehen
darin ein Patentrezept für die Lö-
sung ökonomischer, finanzpoliti-
scher und gesellschaftlicher Pro-
bleme. Beides - Hoffnungen und
Befürchtungen - sind überzogen.
Diese Mißverständnisse und Miß-
verhältnisse in der Diskussion beru-
hen vor allem darauf, daß nur
Rechtsnormen und Marktmecha-
nismen als Regelungspotential be-
trachtet werden. Dann bleibt natür-
lich nur noch die Alternative zwi-
schen Markt und Staat, zwischen
Wirtschaftsliberalismus und Kol-
lektivismus. Diese Haltung treibt
die Erwartungen an den Markt und
an den Staat in die Höhe. Marktver-
sagen oder Politikversagen sind als
Anklage dann schnell zur Hand.

Ein Aufbrechen der Fixierung auf
Verrechtlichung und Vermarktung
würde Raum schaffen für die Ent-
wicklung der Ordnungskraft von
Sitten und Gebräuchen bzw. von
spontanen Regeln, die sich frei und
erst im Verlaufe des gesellschaftli-
chen Umgangs, sei er wirtschaftli-
cher oder anderer Natur, bilden
und diese Beziehung formen und
ordnen. Wenn diese Mechanismen
in werten Bereichen nur mehr rudi-
mentäre Funktionen wahrnehmen,
so liegt das auch an ihrer konse-
quenten Verdrängung.

Die Moderne mit ihren Brüchen
und Widersprüchen ist die Rahmenbe-
dingung für christlich demokratische

Politik. Unser Politikentwurf hat gute
Chancen, auch dieses Jahrzehnt zu
prägen.

Der Begriff „konservativ" hat gera-
dezu Hochkonjunktur. Allerdings in ei-
ner speziellen Variante, der Unterschei-
dung zwischen „wertkonservativ" und
„strukturkonservativ". Wertkonserva-
tive - die guten Wertkonservativen -
sind demnach an der Erhaltung von
Werten wie Menschenwürde, Bürger-
rechte und Erhaltung der natürlichen
Umwelt orientiert. Strukturkonserva-
tive - die unbelehrbaren Konservativen
- sind demnach an der Festigung von
Machtverhältnissen, an der Sicherung
von tradierten gesellschaftlichen, wirt-
schaftlichen und staatlichen Institutio-
nen und Verfahren interessiert.

Diese Unterscheidung ist ein Ta-
schenspielertrick aus dem Repertoire
der politischen Semantik. Es ist \t
Zufall, daß sie u.a. aus dem Begrilib-
verwirrungsarsenal von Oskar Lafon-
taine stammt. Soweit wertkonservativ
lediglich die Bindung an anerkannte
und konsensuale Werte und Zielset-
zungen bedeutet, bleibt der Begriff
allgemein und inhaltsleer. Politische
Begriffe aber, die nicht mehr zur Un-
terscheidung der Geister beitragen,
haben ihre Identität eingebüßt und
damit ihre Funktion verloren. Sie tau-
gen nur noch zum Etikettenschwindel.
Das wird deutlich, sobald es konkret
wird: Das gespaltene Verhältnis der
Grünen etwa zum Schutz des Lebens
oder zur Gewaltfreiheit diskreditiert
zunehmend den „wertkonservativen"
Anspruch dieser Partei.

Der Begriff des Konservatismus er-
hält nur noch als Einheit von Wert- v~ ^
Strukturkonservatismus Konsistenz L '
Aussagekraft. Selbstverständlich sind
Strukturen in erster Linie abhängig von
der ihnen abverlangten Funktion. Kön-
nen sie diese nicht mehr erfüllen, sind
sie reformbedürftig. Gerade in einer
Gesellschaft der beschleunigten Moder-
nisierung aber ist die Stabilität von
Strukturen auch ein Selbstzweck. Denn
sie trägt, wie das Traditionelle und Ge-
wohnte im allgemeinen, zu einer Milde-
rung und Streckung des Anpassungs-
drucks bei, der vom rasanten Wandel
ausgeht. Das humane Potential eines
gewissen politischen Beharrungsvermö-
gens müßte gerade heute unumstritten
sein. Die Skepsis gegenüber dem großen
Wurf und die Achtung vor dem kleinen
Schritt sind Kernelemente des Konser-
vatismus und einer zukunftsfähigen
Union.

Anm.: Dr. Jürgen Rüttgers, MdB, ist Pari.
Geschäftsführer der CDU/CSU-Bundestags-
fraktion.
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Namen und Nachrichten

Kurz notiert

Jugendpolitisches
Aufbauprogramm für die neuen
Bundesländer

Bonn. Zu einem Gespräch über
Jugendpolitik in den neuen Bun-
desländern trafen sich die Bun-
desjugendministerin Dr. Angela
Merkel, die Parlamentarischen
Geschäftsführer der CDU/CSU-
Fraktion Friedrieh Bohl und Dr.
Jürgen Rüttgers sowie der Bun-
desvorsitzende der Jungen
Union Hermann Gröhe.

Die Situation junger Men-
schen in den neuen Bundeslän-
dern hat sich seit dem Zusam-
fi-""-ibruch des SED-Staates in
l! _ältiger Weise verändert:
Vertraute Lebensumstände und
verordnete Leitbilder sind ver-
lorengegangen. Ausbildungs-
und Arbeitsplätze werden nicht
mehr zugeteilt, die Freizeit nicht
mehr organisiert. An die Stelle
von FDJ und Jugendclubs sind
vorwiegend kommerziell arbei-
tende Diskotheken getreten.
Eine Auseinandersetzung mit
der Vergangenheit findet prak-
tisch nicht statt. Und die Orien-
tierungslosigkeit hat vor allem
in sozialen Brennpunkten Ge-
walt und Ausländerfeindlichkeit
zur Folge.

Das Bundesjugendministe-
rium hat 1991 den Zuwachs von
48 Millionen Mark im Bundesju-
gendplan fast ausschließlich zum
Aufbau einer pluralistischen Ju-
;, Jarbeit in den neuen Bun-
desländern verwendet. Die Mit-
tel fließen hauptsächlich freien
Trägern der Jugendarbeit zu.
Daneben werden in Zusammen-
arbeit mit den kommunalen
Spitzenverbänden die Mitarbei-
ter der neueingerichteten Ju-
gendämter geschult. Mit einem
Sonderprogramm in Höhe von
20 Millionen Mark sollen im
kommenden Jahr Projekte ge-
gen Gewalt gefördert werden.

Zwischen den Gesprächspart-
nern bestand aber Einigkeit dar-
über, daß das Angebot sinnvol-
ler Freizeitaktivitäten neben
den Bemühungen der Bundesre-
gierung zur Schaffung von Aus-
bildungs- und Arbeitsplätzen
am besten das Entstehen von
Gewaltpotentialen verhindern
kann. Flierfür ist deshalb zusätz-
lich eine Förderung der Jugend-
arbeit auf kommunaler Ebene
notwendig. Die CDU/CSU-

Fraktion wird die Möglichkeiten
für ein jugendpolitisches Auf-
bauprogramm prüfen. Die Bun-
desjugendministerin will sich au-
ßerdem noch in diesem Jahr um
zehn Millionen Mark aus dem
Gemeinschaftswerk Aufschwung
Ost für jugendpolitische Investi-
tionen bemühen.

Regionalbischöfin eingeführt

Dorothee Mücksch, die erste
Pröpstin in der Evangelischen
Kirchenprovinz Sachsen, ist in
Aschersleben in ihr Amt einge-
führt worden. Die Religionsbi-
schöfin hat die Aufsicht über
sieben Kirchenkreise im Bun-
desland Sachsen-Anhalt. Die
53jährige ist eine Schwester des
ehemaligen DDR-Ministerprä-
sidenten Lothar de Maiziere.
Mücksch war nach ihrer Ordina-
tion als Pfarrerin in mehreren
Kirchengemeinden tätig.

Hackler Zivildienstbeauftragter

Der Bonner evangelische Pfar-
rer Dietrich Hackler (37) wird
neuer Bundesbeauftragter für
den Zivildienst. Das beschloß
das Bundeskabinett am 10. Juli
in Bonn. Hackler tritt die Nach-
folge von Peter Hintze (CDU)
an, der ebenfalls evangelischer
Pfarrer ist und von 1983 bis
Ende 1990 die Funktion inne
hatte. Hintze ist seit Anfang des
Jahres Parlamentarischer Staats-
sekretär im Jugendministerium.

(aus: EVKOMM 8/91)

Woche des ausländischen Mitbürgers

„Viele Kulturen -
eine Zukunft"

29.9.-5.10.1991, Aktionen bundesweit

Wenn ein Fremdling
bei euch wohnt in eurem Lande,
den sollt ihr nicht bedrücken.
Er soll bei euch wohnen
wie ein Einheimischer unter euch,
und du sollst ihn lieben wie dich selbst;
denn ihr seid auch Fremdlinge
gewesen in Ägyptenland.
Ich bin
der HERR, euer Gott.' 3.Mosel9,33-34

kirchen auf, „sich vorrangig mit
der unerträglichen Situation der
Vernachlässigung und Ausbeu-
tung von Kindern zu befassen".
Nach Entgegennahme eines Be-
richts seines Ständigen Aus-
schusses für internationale An-
gelegenheiten und Menschen-
rechte bekräftigte der LWB-
Rat, daß Vernachlässigung,
Ausbeutung, Folter und Tötung
von Kindern zu den schlimmsten
Problemen unserer Zeit zählen.
Im vergangenen Jahr wurden
LWB-Mitgliedskirchen aufgeru-
fen, für die Ratifizierung der
Konvention über die Rechte des
Kindes einzutreten. (aus: ewi)

Helfen statt Schweigen

Nach Schätzung des Deutschen
Kinderschutzbundes werden in

Fünf größten Religionsgemeinschaften in Deutschland

Evangelische Kirche in Deutschland

Römisch-kath. Kirche

Islamische Bewegung

Neuapostolische Kirche

Griech. Orthodoxe

29.200.000

28.300.000

1.900.000

420.000

350.000
Eine von idea nach einer Umfrage bei Religionsgemeinschaften erstellte Statistik.

Kirchen sollen Mißhandlung
von Kindern entgegentreten

Chicago. Die Mißhandlung von
Kindern ist eines der größten
Probleme der Welt, mit dem
lutherische Kirchen sich vorrap-
gig zu befassen haben, wurde
auf der Tagung des Rates des
Lutherischen Weltbundes (LWB)
erklärt. Der Rat rief die Mitglieds-

Deutschland in diesem Jahr
80000 Kinder sexuell miß-
braucht oder bedrängt. Im Vor-
jahr seien es noch etwa 60000
gewesen, berichteten Vertreter
der Organisation am 24. Juni in
Frankfurt. Der Kinderschutz-
bund hat daher am 1. Juli ge-
meinsam mit einer Werbeagen-
tur und vier Zeitschriftenverla-
gen eine Kampagne gegen die

sexuelle Ausbeutung von Kin-
dern und Kinderpornographie
gestartet. Unter dem Motto
„Helfen statt Schweigen" wird
in Anzeigen jeweils beispielhaft
die Geschichte eines sexuell aus-
gebeuteten Kindes skizziert.
Nach Angaben des Kinder-
schutzbundes ist das Netz von
Beratungsmöglichkeiten in
Deutschland mangelhaft und
muß vor allem auf dem Land
ausgebaut werden, (aus: EVKOMM»

Noch nie so viele
Christenverfolgungen wie im
20. Jahrhundert

Noch nie wurden so viele Chri-
sten um ihres Glaubens willen
verfolgt und getötet wie im 20.
Jahrhundert. Während der letz-
ten 99 Jahre kamen mehr Chri-
sten durch Gewalteinwirkung
ums Leben als in den 19 Jahrhun-
derten zuvor, teilte der Ökumen-
enreferent der Evangelischen
Landeskirche in Württemberg,
Oberkirchenrat Walter Arnold
(Stuttgart), auf der in Stuttgart
tagenden Landessynode mit. Mo-
derne Christenverfolgungen zeig-
ten sich beispielsweise in poli-
tisch-wirtschaftlicher Diskrimi-
nierung, mit denen Diktaturen
die Kirche wegen ihrer Anwalt-
schaft für Menschen- und Min-
derheitsrechte einzuschüchtern
versuchten. Dies sei in der
UdSSR unter Stalin, während der
Kulturrevolution in China und in
Äthiopien der Fall gewesen; in
Südafrika und einigen Staaten
Lateinamerikas seien solche For-
men heute noch üblich. Auch in
Kenia und Korea würden Chri-
sten unterdrückt. Religiöser Fa-
natismus, wie er besonders in
islamischen Ländern in Erschei-
nung trete, sei eine weitere Ursa-
che für das Martyrium von Chri-
sten. Trotz der Behauptung des
Islam, daß er eine tolerante Reli-
gion sei, fordere er die Todes-
strafe für zum Christentum über-
getretene Moslems, sagte Ar-
nold. Zu den islamischen Gebie-
ten, in denen Christen besonders
unterdrückt und diskriminiert
werden, zählte er den Sudan,
Nigeria und den Nahen Osten.

(aus: idea)
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Büchermarkt

Bücher
Andreas Meier: Hermann Eh-
lers. Leben in Kirche und Politik
Bouvier Verlag, Bonn 1991,
623 Seiten

Es ist nicht eigentlich eine
Biographie, die A. Meier mit
seinem umfangreichen Werk
über Hermann Ehlers vorlegt,
wohl aber ist es eine außeror-
dentlich gründliche, selbst entle-
gene Quellen aufarbeitende
Darstellung der beiden Aufga-
benfelder, denen das Leben des
2. Bundestagspräsidenten der
Bundesrepublik und Gründers
des Evangelischen Arbeitskrei-
ses der CDU/CSU gewidmet
war.

Sich mit Hermann Ehlers
heute zu beschäftigen, ist aus
den verschiedensten Gründen
lohnend und notwendig. Denn
wichtige Fragen, die sich sowohl
für das Leben der evangelischen
Kirche nach 1945 als auch für
die politische Orientierung der
sich langsam konsolidierenden
Bundesrepublik stellten, sind
seit damals nicht zur Ruhe ge-
kommen und haben in der Ge-
genwart neue Aktualität gewon-
nen. Gedanken und Wirken ei-
nes Mannes, der so intensiv in
beiden Bereichen - Kirche und
Politik - lebte wie H. Ehlers,
können zur eigenen Orientie-
rung hilfreich sein.

Liest man die Darstellung von
Meier, dann kann man zunächst
nur staunen über das Übermaß
an Arbeit, das sich H. Ehlers
vom Sommer 1945 an bis zu
seinem Tode zugemutet hat.
Und das unter den zunächst
noch geradezu erbärmlichen äu-
ßeren Umständen der Nach-
kriegszeit! Man sollte manchmal
daran denken!

H. Ehlers hat nie aufgehört,
ganz unmittelbar aus den Quel-
len zu leben, die seine Jugend in
den Bibelkreisen bestimmten.
Er hat sich immer als BKler
verstanden und das hinderte ihn
nicht, Irrtümer jener Jahre der
Weimarer Zeit, zu sehen - etwa
die Ablehnung der Republik
und der Parteien -, im Gegenteil
- es befreite dazu. Ehlers ist
immer ein Bibelleser gewesen
und hat ganz selbstverständlich
sich auch öffentlich als Christ
bekannt: das Tischgebet im Re-
staurant oder beim offiziellen
Bankett war für ihn keine Äu-
ßerlichkeit.

Und er hat nach 1945 gehofft,
daß dieses selbstverständliche,
fröhliche Christsein das Leben
in unserer Kirche bestimmen
würde. Durch seine Mitarbeit
an der Ordnung der EKD suchte
er das zu fördern. Aber war er
darum ein Traditionalist, wie er
jüngst in einer anderen Bespre-
chung des Buches bezeichnet
wurde? Er lebte in Traditionen
und aus einer reichen Kenntnis
der Geschichte, die ihm schnelle
Urteile oder gar Verurteilungen
der Vergangenheit verwehrte,
aber er hat wie wenige aus der
evangelischen Kirche die Her-
ausforderungen der Zeit er-
kannt und sich ihnen gestellt.

Ehlers hat sich immer noch in
anderer Hinsicht als BKler ver-
standen, als Mitglied der beken-
nenden Kirche. In entscheiden-
den Jahren hat er ihr als Jurist
gedient und hat 1937 zusammen
mit Mitgliedern des Preußischen
Bruderrates eine kurze Haft er-
litten.

Es muß für ihn unendlich bit-
ter gewesen sein, als die Kluft zu
den Freunden und Kampfge-
fährten aus der BK über die
politischen Auseinandersetzun-
gen um den Weg der Bundesre-
publik immer tiefer wurde. Er-
regend ist es, im Buch von Meier
das Ringen von Ehlers zu verfol-
gen, die Gemeinsamkeit mit
Niemöller und Heinemann zu
bewahren, um Verständnis für
ihre Position zu werben und
doch keinen Zweifel an der eige-
nen Position aufkommen zu las-
sen.

Bis heute ist ja der Streit nicht
ausgestanden, ob es in wichtigen
politischen Fragen für den Chri-
sten um des Glaubens willen nur
eine Antwort geben kann; da-
mals ging es um die Aufrüstung
der Bundesrepublik, heute um
den Vertrag über die Militär-
seelsorge.

Die Gründung des EAK der
CDU/CSU wird bei Meier nur
auf wenigen Seiten erwähnt,
und das ist iöi Zusammenhang
seines Buches verständlich.
Denn in dieser bis heute fortwir-
kenden Initiative von Ehlers
wurde gleichsam die Summe ge-
zogen seines Ringens um ein
Leben in Kirche und Politik.
Nichts anderes als dieses Ringen
ist dem EAK auch heute aufge-
geben!

Nichts berechtigt zu der
Frage, ob H. Ehlers „zur Zeit
seines frühen Todes die Gren-
zen seiner Möglichkeit schon er-
reicht hatte" (so D. Schwarz-
kopf im DAS Nr. 21).

Aber fragen darf man, ob es
H. Ehlers, hätte ihm Gott ein
längeres Leben zugemessen,
nicht vielleicht gelungen wäre,
innerhalb der Union Verständ-
nis zu wecken für jene oft so
ärgerliche Haltung mancher
Protestanten, die politische Ent-
scheidungen mit Glaubensge-
wißheit meinen fällen zu kön-
nen, und andererseits wäre es
ihm, dessen Glaubenstreue so
unbezweifelbar war, vielleicht
gelungen, in der evangelischen

Kirche immer wieder deutlich
zu machen, daß wir in der Politik
nicht das Letztgültige, sondern
das heute Notwendige zu tun
haben. Ein Leben zugleich in
Kirche und Politik wäre für die
evangelischen Mitglieder der
Union heute dann wohl leichter.

A. Meier hat ein wichtiges
Buch vorgelegt, dem man Be-
achtung in Kirche und Politik
wünscht. Er hätte es uns leichter
gemacht, wenn er etwas mehr
auf die Lesbarkeit seines Stils
geachtet und recht zahlreiche
Druck- und Flüchtigkeitsfehler
vermieden hätte.

Albrecht Martin

15.Theologisches Abendgespräch des EAK Baden in Karlsruhe

„Eine Nation sucht sich selbst
Mittwoch, den 23.10.1991,19.30 Uhr

Heinz-Schuchmann-Haus,
7500 Karlsruhe-Rintheim, Heilbronner Str. 30

Referent:
Akademiedirektor Dr. Michael Nüchtern, Karlsruhe

Gesamtleitung:
Günther Leis, Karlsruhe

„Politik zum Anfassen"
Schwerin, Halle unterm Funkturm

2. Oktober 1991,12.00 Uhr
Eröffnung: Dr. Angela Merkel, MdB

3. Oktober 1991,12.30 Uhr
Abschluß: „Ein Volk-zwei Gesellschaften?"
Moderation: Hermann Gröhe, Cordula Schubert

Foren, Infobörsen für Jugendliche u.a. mit:

Volker Ruhe, Lothar de Maiziere,
Prof. Dr. Rita Süßmuth, Dr. Hans Geisler,

Peter Hintze, Prof. Dr. Klaus Töpfer,
Prof. Dr. Günther Krause

Informationen:
CDU-Bundesgeschäftsstelle • Tel.: 0228/544-423
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E/\K-Berichte

Aus unserer Arbeit

Das C im Parteinamen
verdeutlichen

Husum. „Wir wollen uns auf
Kreisebene programmatisch mit
sozialen Problemen wie Pflege-
versicherung, Kindertagesstät-
ten oder § 218 befassen, das
Gespräch mit Kirchenkreisen
suchen und haben uns zur Auf-
gabe gestellt, das C im Namen
unserer Partei nach innen und
nach außen zu verdeutlichen".
Mit diesen Worten umriß Jo-
achim Hofmann, früher Leiter
des TSBW in Husum, die Ziel-
setzung des Evangelischen Ar-
bf'^skreises (EAK) im CDU-

sverband Nordfriesland.

Der Arbeitskreis war nach
längerer Pause in Husum zusam-
mengetreten, um auf Initiative
Hofmanns, der zunächst den ge-
schäftsführenden Vorsitz über-
nommen hat, eine Wiederbele-
bung zu erfahren. Der EAK
arbeitet bereits aktiv in dem ent-
sprechenden Arbeitskreis auf
Landesebene mit.

Auf der nächsten Zusammen-
kunft des EAK sollen die einzel-
nen Arbeitsgebiete festgelegt
und die Frage des Vorstandes
geklärt werden.

Neuwahlen im Bezirk
lV:*telrhein

Bonn. Auf der 2. Delegierten-
versammlung des Bezirksver-
bandes Mittelrhein, zu der die
Bezirksvorsitzende, Birgit Heide,
eingeladen hatte, referierte zu-
nächst Landesvorsitzender Dr.
Hans-Ulrich Klose eingehend
über die Lage der Evangelischen
Kirche in Deutschland nach der
Wiedervereinigung sowie die
Probleme, die sich daraus für
den Evangelischen Arbeitskreis
auf Bundes- und Landesebene
ergeben.

Bei den anschließenden Vor-
standswahlen wurde Birgit
Heide erneut zur Vorsitzenden
gewählt. Zum Stellvertreter
wurde Siegfried Leschke (Le-
verkusen), als Beisitzer wurden
Marie-Therese Barth (Bonn),
Gabriele von Dombois (Köln)
und Jochem Rehbold (Erft-
kreis) gewählt.

„Der Christ und seine Kirche
unter gottloser Obrigkeit"

Rennerod. Die erschütternden
Menschenrechtsverletzungen in
Rumänien während der Ära Ce-
ausescus bewogen den Ev. Ar-
beitskreis, den Leidensweg der
deutschen Minderheit durch ei-
nen Augenzeugen nachzeichnen
zu lassen.

Als Referent konnte der Vor-
sitzende des Evangelischen Ar-
beitskreises, Herr Dr. med.
Heinz Jürgen Fischbach, Herrn
Pfarrer Franchy aus Wiehl/Dra-
benderhöhe, gewinnen, bis 1978
Dechant des Kirchenbezirks Bi-
stritz/Siebenbürgen (Rumä-
nien). Nach seinen Ausführun-
gen steht die deutsche Minder-
heit - Und mit ihr die dortige
evangelische Kirche - am Rande
des Überlebens.

Samstag, 28.9.1991

EAK-Landestagung NRW
Zoogaststätten, Hubertusallee

Wuppertal, 10-16 Uhr

Mit dem Ausgang des 2. Welt-
krieges habe sich die Situation
dramatisch verschärft:

Man habe die deutsche Bevöl-
kerungsgruppe in einseitiger
Weise für die Verbrechen des
Nationalsozialismus verant-
wortlich gemacht. Der kommu-
nistischen Regierung sei es über
längere Zeit gelungen, die Wel-
töffentlichkeit über die tatsäch-
lichen politischen und sozialen
Verhältnisse zu täuschen. Sie
habe unter Beweis gestellt, daß
es möglich sei, die gesamte ver-
fassungsrechtliche Ordnung ei-
ner Nation als „Potemkin'sches
Dorf" auszugestalten und hinter
einer Fassade humanistischer

EAK-Kreis- und Bezirksverband Kleve/Niederrhein

EAK-Besinnungstag
Samstag, 2. November 1991,15.00-18.00 Uhr

in Kleve, Ev. Kirche und
Gemeindezentrum, Lindenallee

16.00 Uhr Referat mit Aussprache
Christine Lieberknecht, Erfurt

Kultusministerin von Thüringen

Informationen: EAK der CDU/CSU Kleve
E. O. Schumann, Hovenweg 29a 4170 Geldern

Vokabeln eine politische Hölle
zu etablieren.

Schwere Vorwürfe erhob der
Referent auch gegen gewisse
Kreise des deutschen Protestan-
tismus sowie gegen den Weltkir-
chenrat in Genf. Informationen
über massive Einschränkungen
der religiösen Freiheiten, über
Verhaftungen, Folterungen und
andere Greuel seien nicht ernst
genommen worden.

Die evangelische Kirche in
Deutschland sei aufgefordert,
darüber nachzudenken, ob nicht
ein erneutes Schuldbekenntnis
- vergleichbar der Stuttgarter
Erklärung 1945 - angezeigt sei.

Dr. med. Heinz Jürgen Fisch-
bach wies in seinem Schlußwort
darauf hin, daß verfassungs-
rechtliche Bestimmungen und
politische Beteuerungen nicht
ausreichen, Freiheit und Men-
schenwürde auf dieser Erde
nachhaltig zu verteidigen.

Letztendlich gebe es nur ein
einziges sicheres Fundament für
den Rechtsstaat: den persönli-
chen Glauben und die persönli-
che Verantwortung vor dem
Gott der Heiligen Schrift, offen-
bart in dem Gottmenschen Jesus
von Nazareth.

Gespräch mit Staatssekretärin
Geiger

Der Bezirksvorstand des
Evangelischen Arbeitskreises
Oberbayern hatte am 24.5.91
eine Sitzung mit Frau Staatsse-
kretärin Michaela Geiger. Da-
bei wurde intensiv über die Not-
wendigkeit der Entwicklungs-
hilfe heute gesprochen. Als auf
dieser Sitzung in Starnberg auch
organisatorische Fragen aufge-
worfen wurden, machte Frau
Geiger den versammelten Be-
zirksvorständen den Vorschlag,
der oberbayerische Bezirksvor-
sitzende Rolf Picker solle als
Landesvorsitzender des EAK in
Bayern kandidieren, wenn Wer-
ner Dollinger das nächste Mal
nicht mehr zur Verfügung stehe.

Montag, 14. Oktober 1991,19.00 Uhr
EAK-Rhein-Sieg und Bonn

Gesprächskreis
„Kinderfreundliche Gesellschaft"

Konrad-Adenauer-Haus, Kleiner Saal

Rolf Picker im Gespräch mit Staatssekretärin Michaela Geiger MdB.
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